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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Die Römerhaus Bauträger GmbH plant auf 
einer unbebauten Grünfläche am westli-
chen Siedlungsrand der Ortsgemeinde 
Osann-Monzel, südlich angrenzend an die 
Trierer Straße (L 53), die Schaffung von Bau-
recht für die Errichtung einer Seniorenresi-
denz.

Die Seniorenresidenz, bestehend aus meh-
reren Baukörpern mit jeweils drei Vollge-
schossen, ist hierbei als Gesamtgebäude 
mit zwei Flügeln und einem Mittelteil vor-
gesehen. Geplant sind maximal 100 Pflege-
betten, aufgeteilt in Ein-Bett- und Zwei-
Bett-Appartements.

Die äußere Erschließung der Seniorenresi-
denz erfolgt über eine neu zu errichtende 
Stichstraße von der Trierer Straße (L 53) aus. 
Zur Gewährleistung sicherer Abbiegevor-
gänge soll die Trierer Straße (L  53) in Ab-
stimmung mit dem LBM geringfügig aufge-
weitet werden. Die Stichstraße ist dabei so 
positioniert, dass auch die westliche Fläche 
von der Erschließung profitiert (parallele 
Aufstellung des Bebauungsplans „Lebens-
mittelmarkt Trierer Straße“). Für die interne 
Erschließung des U-förmigen Gebäudekom-
plexes der Seniorenresidenz ist eine Zufahrt 
geplant. Die erforderlichen Stellplätze (ru-
hender Verkehr) können vollständig auf 
dem Grundstück untergebracht werden. 

Entlang der südlichen Grenze des Plange-
bietes ist die Errichtung eines Feldwirt-
schaftsweges geplant, in dem die für die ge-
plante Seniorenresidenz und die westliche 
Entwicklungsfläche benötigten und be-
stehenden Ver- und Entsorgungsleitungen 
untergebracht werden sollen. Darüber hin-
aus soll dieser der Zugänglichkeit, der an 
den Oestelbach angrenzenden Grundstü-
cke.    

Aktuell beurteilt sich die planungsrechtliche 
Zulässigkeit nach § 35 BauGB (Bauen im 
Außenbereich). Auf dieser Grundlage kann 
das Vorhaben nicht realisiert werden.

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen für die Zulässigkeit der Pla-
nung bedarf es daher der Aufstellung eines 
Bebauungsplanes. 

Die Ortsgemeinde Osann-Monzel hat somit 
nach § 1 Abs. 3 BauGB i. V. m. § 2 Abs. 1 
BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes 

„Neubau Seniorenresidenz Trierer Straße“ 
beschlossen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
umfasst eine Fläche von ca. 11.500 m2. Eine 
vereinfachte raumordnerische Prüfung zur 
Raumverträglichkeit wurde mit positivem 
Ergebnis durchgeführt.

Parallel zum Bebauungsplan ist entspre-
chend § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprü-
fung durchzuführen. Der Umweltbericht ist 
gesonderter Bestandteil der Begründung. 

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt.

Mit der Erstellung des Umweltberichtes ist 
die ARK Umweltplanung und -consulting 
Partnerschaft, Paul-Marien-Straße 18, 
66111 Saarbrücken, beauftragt,  mit der Er-
stellung eines Infrastruktur-Begleitplanes 
und einer Wasserspiegelberechnung das In-
genieurbüro Reihsner, Eichenstraße 45, 
54516 Wittlich, mit der Erstellung einer 
schalltechnischen Untersuchungen  die 
Schallschutz.biz Dipl.-Ing. Armin Moll, Im 
Morgen 27, 54516 Wittlich.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Verbandsge-
meinde Wittlich-Land stellt für das Gebiet 
eine Fläche für die Landwirtschaft und eine 
Suchfläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Böden, Na-
tur und Landschaft mit dem Vorschlag Er-
halt / Entwicklung von extensivem Dauer-
grünland dar. Zusätzlich stellt der Flächen-
nutzungsplan eine oberirdische 20-kV-Frei-
leitung, eine unterirdische Hauptabwasser-
leitung sowie die Grenze eines Landschafts-
schutzgebietes dar. Der Bebauungsplan ist 
somit nicht gem. § 8 Abs. 2 BauGB aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt. Der Flä-
chennutzungsplan ist gem. § 8 Abs. 3 
BauGB im Parallelverfahren teilzuändern.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereichs

Der Geltungsbereich befindet sich am west-
lichen Siedlungsrand der Ortsgemeinde 
Osann-Monzel, unmittelbar südlich angren-
zend an die Trierer Straße (L 53).

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

• im Norden durch die Trierer Straße 
(L  53) und einen daran angrenzenden 
Feldwirtschaftsweg,

• im Osten durch einen Gehölzriegel und 
einen daran anschließenden Feldwirt-
schaftsweg,

• im Süden durch einen Gehölzriegel und 
den daran anschließenden Oestelbach,

• im Westen durch Grünflächen bzw. den 
geplanten Lebensmittelmarkt.  

Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs 
sind der Planzeichnung des Bebauungs-
planes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine 
unbebaute Grünfläche mit vereinzelten Ge-
hölzstrukturen. Der Großteil des Grundstü-

ckes wurde landwirtschaftlich bewirtschaf-
tet. Innerhalb des nördlichen Randbereiches 
des Plangebietes verläuft, parallel zur Trierer 
Straße (L 53), ein Feldwirtschaftsweg. 

Die direkte südliche Umgebung des 
Plangebietes ist durch einen Gehölzriegel 
und den daran schließenden Oestelbach ge-

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Lage im Raum, ohne Maßstab; Quelle: ©GeoBasis-DE/ LVermGeoRP (2023); Bearbeitung: Kernplan

Luftbild mit Geltungsbereich; ohne Maßstab; Quelle: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2023); Bearbeitung: Kernplan
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prägt. Westlich schließen landwirtschaftli-
che Flächen an das Plangebiet an.

Die nördliche Umgebung wird durch die 
Trierer Straße (L 53) und das daran angren-
zende Gewerbegebiet „Am Weisenstein“ 
geprägt. Im Osten trennt ein 
Feldwirtschaftsweg das Plangebiet von der 
gemischt genutzten Bebauung entlang der 
Trierer Straße (L  53), welche aktuell den  
Ortsrand Osann-Monzels bildet. 

Die Umgebung des Plangebietes ist durch 
Wohn-, Misch- und Gewerbenutzungen ge-
prägt.

Aufgrund der Ausstattung des Plangebietes 
u.a. in Bezug auf die Anlage von Aufent-
haltsflächen nach Süden zum Oestelbach 
hin, der Nähe zur Ortsmitte und zu einem 
geplanten Lebensmittelmarkt (westlich an-
grenzend), der fußläufigen Anbindung ins 
Grüne sowie der sehr guten verkehrlichen 
Anbin dung ist die Fläche für die vorgesehe-
ne Nutzung „Seniorenresidenz“ als „be-
sondere“ Form des Wohnens gut geeignet.

Die Fläche des Geltungsbereiches befindet 
sich, bis auf den Bereich der Trierer Straße 
(Ortsgemeinde, LBM) und der neuen 
Erschließungsstraße, vollständig im Eigen-
tum der Vorhabenträgerin bzw. werden 
hierzu Erbbaupachtverträge geschlossen. 
Die Fläche der geplanten Stichstraße und 
Feldwirtschaftsweges wird vom heutigen 
Grundstückseigentümer (Kirche) durch die 
Ortsgemeinde erworben. 

Südlich des Oestelbachs angrenzende Flä-
chen, die für den Ausgleich wegfallender 
Retentionsflächen benötigt werden, befin-
den sich ebenfalls im Eigentum der 
Ortsgemeinde.

Aufgrund der Eigentumsverhältnisse ist von 
einer zügigen Realisierung der Planung aus-
zugehen.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet fällt von Norden nach Süd-
en, von ca. 176 m ü. NN im Bereich der Trie-
rer Straße auf ca. 173 m ü. NN im Bereich 
Oestelbach, ab. Dies entspricht einer Hö-
hendifferenz von ca. 3 m. 

Die Topografie hat jedoch, mit Ausnahme 
von Geländemodellierungen und der Ent-
wässerung, keine Auswirkungen auf die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes.

Blick Richtung Süden in das Plangebiet  

Blick Richtung Osten entlang der nördlichen Geltungsbereichsgrenze mit bestehendem Feldwirtschaftsweg und 
der Trierer Straße (L 53) im Bild

Blick Richtung Südosten in das Plangebiet 
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Verkehrsanbindung

Das Plangebiet liegt unmittelbar an der Trie-
rer Straße (L 53) und ist somit an das örtli-
che und überörtliche Verkehrsnetz ange-
bunden. Über die Weiterführung der Trierer 
Straße (L 53) ist die B 50 in ca. 4 km und die 
A 1 / A 60 (Kreuz Wittlich) in ca. 8 km zu er-
reichen.

Die Anbindung an den ÖPNV erfolgt über 
die ca. 350 m südöstlich des Plangebiets 
gelegene Bushaltestelle „Grundschule“ 
(Buslinie 301 Richtung Wittlich ZOB). Eine 
weitere Bushaltestelle befindet sich in ca. 
850 m Entfernung im Bereich des Friedhofs 
(Bernkasteler Straße). 

Der nächstgelegene Bahnhaltepunkt Haupt-
bahnhof Wittlich findet sich in etwa 9 km 
Entfernung.

Zur Erschließung des Plangebietes ist die Er-
richtung einer, von der Trierer Straße (L 53)
abgehenden, Stichstraße erforderlich. Darü-
ber hinaus ist eine geringfügige Aufweitung 
des Fahrbahnrandes der L  53 in Abstim-
mung mit dem LBM geplant, um den Ab-
biegevorgang zu erleichtern. 

Entlang der L  53 gilt aktuell gemäß § 9 
FStrG / § 22 LStrG die Bauverbotszone 
(20  m, gemessen vom äußeren Rand der 
befestigten Fahrbahn der L 53) und Baube-
schränkungszone (40 m, gemessen vom äu-
ßeren Rand der befestigten Fahrbahn der 
L  53). Bis zum Satzungsbeschluss des 
Bebauungsplanes soll in Abstimmung mit 
dem Landesbetrieb Mobilität der Ortsein-
gang („OD-Stein“) nach Westen und vor die 
geplante Erschließungsstichstraße der Se-
niorenresidenz verlegt werden, womit die 
v.g. Bauverbots- und Baubeschränkungs-
zone für das geplante Sondergebiet außer 
Kraft gesetzt wird.

Ver- und Entsorgung, Starkre-
gen, Hochwasservorsorge

Das Plangebiet ist bislang nicht an das ört-
liche System der Ver- und Entsorgung ange-
schlossen. Anschlusspunkte finden sich je-
doch in unmittelbarer Umgebung, im Be-
reich der Trierer Straße und im rückwärtig 
angrenzende Bereich des Plangebietes so-
wie östlich angrenzenden Feldwirtschafts-
weg. 

Das Plangebiet ist im modifizierten Trenn-
system mit dezentraler Rückhaltung zu ent-
wässern. Schmutzwasser wird über einen 
Schmutzwasserkanal in den östlich des 

Plangebietes gelegenen Mischwasser-
sammler abgeleitet.

Nicht behandlungsbedürftiges 
Niederschlagswasser ist zu sammeln, zu-
rückzuhalten und in das oberirdische Ge-
wässer „Oestelbach“ einzuleiten. Behand-
lungsbedürftiges Niederschlagswasser ist 

vor der Einleitung entsprechend den Vorga-
ben der Behörden zu behandeln. Die Rück-
haltung des Niederschlagswassers aus dem 
Plangebiet hat über private bzw. öffentliche 
Regenwasserrückhalteanlagen zu erfolgen. 
Die Anlagen sind für ein 20-jährliches Stark-
regenereignis zu dimensionieren.

Quelle: Infrastrukturbegleitplan zum Bebauungsplan „Neubau Seniorenresidenz Trierer Straße“, Ingenieurbüro 
Reihsner PartG mbB, Eichenstr. 45 54516 Wittlich; Stand 18.03.2024
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"Neubau Seniorenresidenz Trierer Straße"

Grenze des röumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

SO Sonderbauflöche, Seniorenresidenz

Verkehrsflöchen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)
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Quelle: Verkehrsplanung „Trierer Straße Erschließung Sondergebiet“, Ingenieurbüro Reihsner PartG mbB, Eichen-
str. 45 54516 Wittlich; Stand 18.03.2024
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Zur Brauchwassernutzung ist die Errichtung 
von Speichern (z.B. Zisterne) zulässig. Auf 
das Erfordernis der Einholung einer wasser-
rechtlichen Erlaubnis zur Gewässerbenut-
zung wird hingewiesen. 

Für weitere Informationen wird auf den In-
frastrukturbegleitplan zum Bebauungsplan 
Bereich „Neubau Seniorenresidenz“ ver-
wiesen.

Eine Wasserspiegellageberechnung des „In-
genieurbüro Reihsner“ aus Wittlich bestä-
tigt, dass der Abflussquerschnitt des Oestel-
bachs mithilfe gezielter Retentionsabgra-
bungen ausreicht, um ein Bemessungs-
hochwasser schadlos abführen zu können.

Das Gutachten besagt, dass die geplante 
Seniorenresidenz aufgrund ihrer Höhenlage 
und vorgesehenen baulichen Vorsorgemaß-
nahmen über dem Bemessungshochwasser 
liegt und somit in den berechneten Über-
schwemmungs-Szenarien nicht bedroht ist.

„Die Bemessung des HQ100 richtet sich 
nach den KOSTRA-DWD Daten. Unter Be-
rücksichtigung der Fließzeiten des Einzugs-
gebietes ergibt sich als maßgebliche Regen-
spende 52,7 l/(s*ha) bei einer Regendauer 
von 60 min. Das entspricht einem Nieder-
schlag von 74,8 mm = 74,8 l/m²

Infolgedessen entsteht in Abhängigkeit der 
Größe des Einzugsgebietes ein Spitzenab-
fluss von ca. 7,5 m³/s. 

Mit 75 mm Niederschlag in 60 min betrach-
ten wir mit der Wasserspiegellagenberech-
nung die Kategorie SRI7. Des Weiteren wur-
de im Gutachten auch ein Extremereignis 
beleuchtet. 

Die Auswertung zeigt, dass die vorgesehen-
nen Maßnahmen für das gewählte Schutz-
niveau ausreichend sind. Aus wasserwirt-
schaftlicher Sicht ist ein Restrisiko natürlich 
nicht auszuschließen. Grundsätzlich wird 
ein wassersensibles Planen und Bauen bei 
Baumaßnahmen, ggf. Objektschutzmaß-
nahmen empfohlen.

Die hydraulische Wasserspiegellagenbe-
rechnung berücksichtigt den gesamten 
Strang des Ostelbachs von Ortseingang bis 
Ortsausgang unter Berücksichtigung einer 
detaillierten Vermessung der örtlichen Ge-
gebenheiten.“ 
Quelle: Reihsner GmbB Beratende Ingenieure, Eichen-
straße 45, 54516 Wittlich

Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im 
Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren 
verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum 

Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen 
und zur Schadensminderung zu treffen.

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen müssen rechtzeitig vor der Bauaus-
führung mit den Ver- und Entsorgungsträ-
gern abgestimmt werden.

Berücksichtigung von 
Standortalternativen

Die Römerhaus Bauträger GmbH ist mit 
konkreten Planungsabsichten für die Ent-
wicklung der Fläche an der Trierer Straße, 
am westlichen Siedlungsrand von Osann-
Monzel, an die Ortsgemeinde herangetre-
ten.

Das Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 
BauGB und das Gebot des sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden gem. § 1a Abs. 
2 BauGB verlangen aufgrund der 
Flächeninanspruchnahme von ca. 7.500 m2 

landwirtschaftlicher Fläche (Sondergebiet), 
eine Prüfung des Baulandbedarfs, die kriti-
sche Würdigung sich aufdrängender 
Standortalternativen, sowie in Grundzügen 
alternative Formen der Bodennutzung und 
Erschließung. Dadurch wird sichergestellt, 
dass der geplante Standort private und öf-
fentliche Belange so gering wie möglich be-
einträchtigt (Verträglichkeit) und die Pla-
nungsziele am besten erreicht.

Die zunehmende Überalterung der Bevölke-
rung, besonders die steigende Anzahl Hoch-
betagter, erweist sich als Herausforderung 
für den ländlichen Raum als Wohnstandort. 

Daher bieten Seniorenresidenzen, wie sie in 
der Ortsgemeinde Osann-Monzel vorgese-
hen ist, für Senioren das Angebot in ihrer 
gewohnten Umgebung alt zu werden. Die 
Anbindung an den Ortskern, das Busnetz 
und der geplante Lebensmittelmarkt er-
möglichen Senioren ferner Teilhabe am Le-
bensalltag.

Für die in der Verbandsgemeinde zu erwar-
tende Steigerung des Anteils der Über 
80-Jährigen (Hochbetagte) von 6,7  % 
(2020) auf 9,0 % (2040) erscheint die Er-
richtung einer Senioreneinrichtung mit ca. 
100 Betten als mehr als angemessen.

Speziell im Hinblick auf die alternde Gesell-
schaft begrüßt die Ortsgemeinde die An-
siedlung einer Seniorenresidenz.

Zu berücksichtigen sind dabei selbstver-
ständlich die erforderlichen Standortkrite-
rien für eine zeitgemäße Seniorenresidenz:

• integrierte Lage zur Unterbringung der 
Bewohner in Nähe zu ihrer Heimat und 
ihren Angehörigen

• Mindestgröße für einen rentablen und 
wirtschaftlichen Betrieb, inklusive Stell-
plätze,

• Flächenverfügbarkeit, Eigentums ver-
hält nisse,

• gesicherte Erschließung, sichere und 
konfliktarme Anlieferung

• keine Überplanung geltenden 
Planungsrecht mit abweichenden städ-
tebaulichen Entwicklungszielen,

• gering ausgeprägtes Relief

Alternativenplan. Datengrundlage: Datenlizenz Deutschland –  Grundlage: © GeoBasis-DE / BKG (2022); Daten 
bearbeitet: Kernplan GmbH

L 47

L 53

Ortsdurchfahrt

Osann

Monzel

Wohngebiet 
„Im großen Pesch“ 

geplant

Innenpotenzial

In der Krumt
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• Vermeidung ökologisch, landwirtschaft-
lich oder forstwirtschaftlich hochwerti-
ger Flächen

• Ausschluss von Schutzgebieten etc.

Alternativen im Innenbereich

Zugunsten des sparsamen Umgangs mit 
Grund und Boden wurden im Rahmen der 
vorangegangenen vereinfachten raumord-
nerischen Prüfung zur geplanten Senioren-
residenz der Römerhaus Bauträger GmbH, 
sowie eines angrenzenden Lebensmittel-
marktes zunächst Standortalternativen mit 
ausreichender Größe in den im Zusammen-
hang bebauten Ortsteilen Osann-Monzels 
ausgelotet:

• Zwischen der Moseltalstraße und der 
Nikolausstraße in Osann bestünde eine 
unbebaute Teilfläche, welche die Senio-
renresidenz räumlich aufnehmen könn-
te, scheidet jedoch aufgrund ihrer un-
geeigneten Zufahrtssituation und der 
Nutzung als Weinbaufläche aus;

• Ferner finden sich einzelne Baulücken, 
sowie weitere eingestreute Rebstöcke 
(insbesondere in Monzel); keine der Flä-
chen erreicht jedoch auch nur annä-
hernd eine Größe, die für eine zeitge-
mäße Seniorenresidenz inklusive Stell-
plätzen genügen würde.

Alternativen im Außenbereich

Da es keine ausreichenden Flächenpoten-
ziale im Innenbereich gibt, wurde weiterhin 
der an die Ortslage angrenzende 
Außenbereich gem. § 35 BauGB geprüft:

• Durch die Verkehrsachse der stark fre-
quentierten L 53 bzw. L 47, sowie der 
Ortsdurchfahrten ergab sich aufgrund 
des erwartenden Verkehrs ein erster 
Suchkorridor, 

• Aus topografischer Sicht, sowie durch 
die gebotene Arrondierung des be-
stehenden Siedlungskörpers schied wei-
terhin ein großer Teil der Ortsgemeinde 
aus (wie z.B. die Hanglagen entlang der 
L 53),

• Weitere Flächenpotenziale in ausrei-
chender Größe schieden aus unter-
schiedlichen Gründen aus: in Monzel 
die Flur „Unterm Erbespesch“ im west-
lichen Hinterliegerbereich der Mosel-
straße, da es sich um eine schützens-
werte Weinbaukultur handelt; in Osann 
in der Flur „Eichflur“ am südlichen 
Ortseingang befindet sich eine Höchst-

spannungsleitung mit 15 m Schutzstrei-
fen; „Im Königspfuhl“ südlich des Oes-
telbachs an der Gartenstraße birgt die 
Erschließung zahlreiche Konflikte, in der 
Nähe ist zudem das Wohngebiet „Im 
großen Pesch“ geplant; die Flur „Auf 
der Staudt“ nordwestlich des Gewerbe-
gebietes „Am Weisenstein“ ist zu de-
zentral und zu schlecht fußläufig er-
reichbar; 

• Es verblieb lediglich der favorisierte 
Standort „In der Krumt“, der sich durch 
seine fußläufig und mit dem ÖPNV er-
reichbare Lage auszeichnet.

An anderen als dem favorisierten Standort 
ist eine zeitgemäße Seniorenresidenz in der 
geplanten Größenordnung nicht in integ-
rierter Lage zu den erforderlichen Bedin-
gungen realisierbar. 

Nutzungsverträglichkeit

Die geplante Nutzung muss mit der vorhan-
denen Nutzung verträglich sein. Insbeson-
dere die übergeordneten Verkehrsbelange 
der angrenzenden Hauptverkehrsstraße 
(L 53), das Störgradpotenzial für die umge-
bende Mischnutzung sowie die städtebau-
lich gestalterischen Anforderungen stellen 
Entwicklungshemmnisse dar.

Diesen Umständen trägt die Realisierung 
der Seniorenresidenz Rechnung.

Bei der vorgesehenen Nutzung „Senioren-
residenz“ handelt es sich um eine besonde-
re Form des Wohnens, die einen geringen 
Störgrad aufweist. Wohnnutzung ist eine 
wirtschaftlich realisierbare, vor dem Hinter-

grund des hohen Bedarfs begründbare Nut-
zung und konfliktarme Alternative. Durch 
die geplante Entwicklung des Grundstückes 
wird die Ortsgemeinde der anhaltenden 
Nachfrage nach Wohnraum und der aus 
dem demografischen Wandel resultierenden 
Nachfrage nach speziellen Einrichtungen 
für Senioren gerecht.

Aufgrund des Abstandes, weiterer gewerbli-
cher und gemischter Nutzung im benach-
barten Umfeld ist davon auszugehen, dass 
keine Konflikte mit Auswirkungen auf die 
Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse drohen.

Angesichts der anthropogenen Vorbelas-
tung des Standortes durch seine Lage am 
Rande eines bestehenden Gewerbegebie-
tes, im Einflussbereich der L 53/ L 47, der 
landwirtschaftlichen Nutzung sowie auf-
grund seiner Nähe zum Ortskern eignet sich 
der gewählte Standort besonders gut zur 
Errichtung einer Seniorenresidenz. 

Schalltechnisches   
Gutachten

Aufgrund der Nähe des Standortes zur Trie-
rer Straße und des Gewerbegebietes wurde 
eine schalltechnische Untersuchung durch-
geführt. 

„Die vorliegende Untersuchung zeigt auf, 
dass durch den Straßenverkehr im 
Plangebiet keine Beurteilungspegel verur-
sacht werden, die den Immissionsgrenzwert 
der Tageszeit für Mischgebiete überschrei-
ten. Während der Nachtzeit ist im Baufenster 
von einer Überschreitung des schalltechni-

Lärmpegelbereiche auf Grundlage des maßgeblichen Außenlärmpegels nach DIN 4109 (Ausschnitt), Quelle: 
Schalltechnische Untersuchungen  - Bebauungsplan „Seniorenresidenz“, Ortsgemeinde Osann-Monzel, Schall-
schutz.biz Dipl.-Ing. Armin Moll, Im Morgen 27, 54516 Wittlich, Stand: 26.04.2023
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schen Orientierungswertes auszugehen, der 
Immissionsgrenzwert wird jedoch eingehal-
ten und unterschritten. Passive Schall-
schutzmaßnahmen wurden untersucht und 
sind im Bebauungsplan festzusetzen.

Die Untersuchung lässt weiterhin erkennen, 
dass durch die Gewerbegeräusche keine 
Beurteilungspegel und Maximalpegel verur-
sacht werden, die die Immissionsschutzvor-
gaben der TA Lärm sowohl im Plangebiet 
als auch an der bestehenden und geplanten 
schutzwürdigen Bebauung außerhalb des 
Geltungsbereichs überschreiten.“
Quelle: Schalltechnische Untersuchungen  - Bebau-
ungsplan „Seniorenresidenz“, Ortsgemeinde Osann-
Monzel, Schallschutz.biz Dipl.-Ing. Armin Moll, Im Mor-
gen 27, 54516 Wittlich, Stand: 26.04.2023

Die vorgeschlagenen passiven Schallschutz-
maßnahmen werden gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 
BauGB entsprechend der schallschutztech-
nischen Untersuchung festgesetzt.

Städtebauliche Konzeption

Die Seniorenresidenz ist als dreigeschossi-
ger, U-förmiger Gebäudekomplex vorgese-
hen. Geplant sind maximal 100 Pflegebet-
ten, aufgeteilt in Ein-Bett- und Zwei-Bett-
Appartements.

Im Anschluss an die geplante Bebauung der 
Seniorenresidenz soll im nach Süden ausge-
richteten Innenhof und der daran angren-
zenden Grünfläche des U-förmigen Gebäu-
des eine parkähnliche barrierefreie Anlage 
entstehen, die von den zukünftigen Bewoh-
nern der Seniorenresidenz genutzt werden 
kann.

Die Erschließung der Seniorenresidenz soll 
über eine, von der Trierer Straße (L 53) ab-
gehende, Stichstraße erfolgen. Über diese 
erfolgt auch die Zufahrt zu den Stellplätzen, 
welche vollständig, nördlich des U-förmigen 
Gebäudekomplexes, auf dem Privatgrund-
stück untergebracht sind. 

Entlang der südlichen Grenze des 
Plangebietes ist die Errichtung eines Feld-
wirtschaftsweges geplant, in dem die für 

die geplante Seniorenresidenz und die 
westliche Entwicklungsfläche benötigten 
und bestehenden Ver- und Entsorgungslei-
tungen untergebracht werden sollen. Darü-
ber hinaus soll dieser der Zugänglichkeit der 
an den Oestelbach angrenzenden Grund-
stücken dienen.  

Städtebauliches Konzept (Entwurf) - Ausschnitt; ohne Maßstab; Quelle: Römerhaus Bauträger GmbH, Schifferstadt; Stand: 18.03.2024; Bearbeitung:  Kernplan
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Ansicht Nord; ohne Maßstab; Quelle: Römerhaus Bauträger GmbH, Schifferstadt; Stand:  18.03.2024

Ansicht West; ohne Maßstab; Quelle: Römerhaus Bauträger GmbH, Schifferstadt; Stand:  18.03.2024
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche 
 Belange; geltendes Planungsrecht  

  

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsprogramm IV inkl. 4. Teilfortschreibung LEP IV vom 30. Januar 2023

allgemeine Ziele und Grundsätze

G 26
Die Eigenentwicklung hat sich an begrün-
deten Entwicklungschancen der Gemeinde 
im Siedlungszusammenhang, den demo-
grafischen Rahmenbedingungen und den 
überörtlichen Erfordernissen zu orientie-
ren. Art und Maß der Eigenentwicklung 
sind abhängig von der Bevölkerungszahl 
und inneren Struktur der Gemeinden so-
wie der langfristigen Tragfähigkeit der In-
frastruktur.

Die demografische Tendenz spricht für die Errichtung einer Seniorenresidenz. 

Landesweit bedeutsamer Bereich für die 
historische Kulturlandschaft (Moseltal)
Z 92
Die landesweit bedeutsamen historischen 
Kulturlandschaften sind in ihrer Vielfältig-
keit unter Bewahrung des Landschafts-
Charakters, der historisch gewachsenen 
Siedlungs- und Ortsbilder, der schützens-
werten Bausubstanz sowie des kulturellen 
Erbes zu erhalten und im Sinne der Nach-
haltigkeit weiterzuentwickeln.

Aufgrund der vergleichsweise gering ausgeprägten Topografie ist die Errichtung eines 
flächenintensiven Bauprojektes nur geringfügig fernwirksam und durch die bereits be-
stehende gewerblichen Nutzung  ist der Makrostandort vorgeprägt.

Landesweit bedeutsamer Bereich für Erho-
lung und Tourismus
G 133
Die Möglichkeiten der naturnahen Erho-
lung sollen unter Einbeziehung des land-
schaftlich und geowissenschaftlich orien-
tierten Tourismus fortentwickelt und die 
touristischen Belange älterer Menschen 
verstärkt berücksichtigt werden.

Das gewählte Plangebiet hat keine besonderse touristische Bedeutung, es werden keine 
Wanderwege oder ähnliches tangiert.

Z 134
Die Erholungs- und Erlebnisräume (s. Karte 
9: Erholungs- und Erlebnisräume) sowie 
die landesweit bedeutsamen Bereiche für 
Erholung und Tourismus (s. Karte 18: Leit-
bild Erholung und Tourismus) bilden ge-
meinsam eine Grundlage für die Auswei-
sung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten 
der regional bedeutsamen Gebiete für Er-
holung und Tourismus.

Landesweite Bedeutsamkeit in den Bereichen Erholungs-, Erlebnis und Kulturlandschaf-
ten stärken die Ortsgemeinde als Wohnstandort und fördern somit die Nachfrage nach 
dem geplanten Angebot.
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Ausschnitt Landesentwicklungsprogramm IV 2008 (Standort markiert) 
Quelle: Informationssystem der Landesplanung Rheinland-Pfalz; Bearbeitung: Kernplan

G 50

Die Versorgung mit ausreichendem und 
angemessenem Wohnraum für alle Teile 
der Bevölkerung soll insbesondere durch 
die Erhaltung und Umgestaltung der vor-
handenen Bausubstanz und die Förderung 
neuer Bauformen gesichert werden.

Eine Versorgung mit altersgerechten Wohnraum wird erst durch die geplante Senioren-
residenz möglich.

Regionaler Raumordnungsplan Region Trier 1985 
(inkl. der rechtsverbindlichen Teilfortschreibungen) und dem Entwurf Januar 2014 (ROPneu/E)

zentralörtliche Funktion:
Ortsgemeinde Osann-Monzel mit besonderer Funktion Landwirtschaft (L) sowie Freizeit/Erholung (F/E)

Vorrang- / Vorbehaltsgebiete:

• Es sind keine Vorranggebiete betrof-
fen

• Teilbereich liegt laut ROPneu/E neben 
einem Vorbehaltsgebiet für die Land-
wirtschaft

Als Grundsätze sind Vorbehaltsgebiete der Abwägung zugänglich, sie enthalten im Auf-
stellungsprozess jedoch keine solche Wirkung (kein sonstiges Erfordernis i.S.d. § 3 Abs. 4 
BauGB).

Die Aussage steht im Widerspruch zu Landschaftsplan und FNP, welche neben einer Flä-
che für die Landwirtschaft eine Suchfläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Böden, Natur und Landschaft mit dem Vorschlag Erhalt / Entwick-
lung von extensivem Dauergrünland vorsieht und somit perspektivisch eine Nutzungs-
minderung des landwirtschaftlichen Flächenpotenzials ansteht. 

Bei der Standortsuche wurden explizit dauerhafte Sonderkulturen (Weinanbau) ausge-
klammert, eine Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Fläche ist aufgrund des Flächenbe-
darfs der geplanten Nutzungen jedoch unumgänglich.

Allgemeine Ziele und Grundsätze:

• Der regionale Raumordnungsplan 
1985 stellt die Plangebietsfläche als 
„Schwerpunktbereich der weiteren 
Fremdenverkehrsentwicklung“ und 
sehr gute bis gut geeignete landwirt-
schaftliche Nutzfläche dar

• Der Entwurf des regionalen Raum-
ordnungsplanes (ROPneu/E) stellt 
die Plangebietsfläche weitgehend als 
„Sonstige Freifläche“ dar.

Das gewählte Plangebiet hat keine besondere touristische Bedeutung, es werden keine 
Wanderwege oder ähnliches tangiert.

Osann-Monzel ist Weinbaugemeinde, weshalb die Landwirtschaft ein beachtlicher Teil 
der lokalen Landschaft und Wirtschaftsstruktur darstellt. Gleichwohl ist für eine 
Siedlungsentwicklung der Ortsgemeinde die Flächeninanspruchnahme von Dauergründ-
land erforderlich. Weinbaukulturen wurden gezielt nicht in die Standortfindung aufge-
nommen.



„Neubau Seniorenresidenz Trierer Straße“, Ortsgemeinde Osann-Monzel 14 www.kernplan.de

Kriterium Beschreibung

Z 11

Jede Gemeinde hat Anspruch auf die Wahr-
nehmung ihrer eigenständigen örtlichen 
Entwicklung, und zwar in allen 
Funktionsbereichen der öffentlichen und 
privaten Daseinsvorsorge.

Seit 2012 strebt die Ortsgemeinde die Kooperation mit Bauträgern für Seniorenenwoh-
nen an. Die demografische Tendenz spricht für sich.

Z 12

Bei der Wahrnehmung ihrer örtlichen Auf-
gaben haben die Gemeinden die überört-
lichen Erfordernisse zu beachten und den 
Zugang aller Bevölkerungsgruppen zu den 
örtlichen Angeboten zur Daseinsvorsorge 
sicherzustellen.

Durch den geplanten Lebensmittelmarkt neben einer Senioreneinrichtung können Senio-
ren weiter am Alltag teilhaben und Bewohner des Ortsteils Osann erreichen den Markt 
fußläufig (ca. 600 m bis zum Gemeindebüro im Mittelpunkt des Ortsteils Osann).

G 14

Der Eigenbedarf der Gemeinden soll vor 
allem in den Funktionsbereichen Wohnen, 
gewerbliche Wirtschaft sowie öffentliche 
und private Dienstleistungen sichergestellt 
werden. Zur Ausgestaltung dieser Aufga-
ben gehören Wohnbauflächenausweisun-
gen, die der örtlichen Bevölkerung zeitge-
mäße und ausreichend bemessene Wohn-
verhältnisse ermöglichen, angemessene 
Auslagerungs- und Erweiterungsflächen 
für die örtlichen Gewerbebetriebe sowie 
die Bereitstellung einer wohnungsnahen 
Versorgung mit Gütern und Dienstleistun-
gen des täglichen Bedarfs. 

Seit 2012 ist es erklärtes Ziel der Ortsgemeinde Osann-Monzel einen Investor für ein 
Bauprojekt für Senioren zu finden. Mit der geplanten Realisierung einer Seniorenresidenz 
besteht für die Ortsgemeinde die Möglichkeit, eine demografiefestere und gut ausgestat-
tete Kommune zu werden. Angesichts der zu erwartenden Anzahl Hochbetagter bis 2040 
ist eine Seniorenresidenz mit ca. 100 Betten bedarfsgerecht.

Z 42 Besondere Funktion Landwirtschaft

In den Gemeinden mit der besonderen 
Funktion Landwirtschaft soll die Landwirt-
schaft in besonderer Weise zur nachhalti-
gen Sicherung der natürlichen Ressourcen 
und zur Erhaltung eines abwechslungsrei-
chen Landschaftsbildes durch vielfältige 
landwirtschaftliche Bodennutzung beitra-
gen. Auch soll durch funktionsfähige land-
wirtschaftliche Betriebe in den dünn besie-
delten ländlichen Räumen eine Pflege der 
Kulturlandschaft gesichert werden.

Osann-Monzel ist Weinbaugemeinde, weshalb die Landwirtschaft ein beachtlicher Teil 
der lokalen Landschaft und Wirtschaftsstruktur darstellt. Gleichwohl ist für eine 
Siedlungsentwicklung der Ortsgemeinde die Flächeninanspruchnahme von Dauergründ-
land erforderlich. Weinbaukulturen wurden gezielt nicht in die Standortfindung aufge-
nommen.

Z 45 Besondere Funktion Freizeit/Erholung

Die Gemeinden mit der besonderen Funk-
tion Freizeit/Erholung sind die Schwer-
punktorte der touristischen Entwicklung in 
der Region Trier. Diese Gemeinden sind im 
Rahmen der kommunalen Bauleitplanung 
gehalten, die touristischen Entwicklungs-
möglichkeiten zu beachten und zu stärken. 
Dabei sind sowohl erholungswirksame 
landschaftliche Eigenarten zu erhalten, zu 
pflegen und wiederherzustellen als auch 
die spezifischen Entwicklungsmöglichkei-
ten der einzelnen Gemeinden zu nutzen.

Das gewählte Plangebiet hat keine besonderse touristische Bedeutung, es werden keine 
Wanderwege oder ähnliches tangiert.
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G 149 (ROPneu/E)

In den Vorbehaltsgebieten für die Land-
wirtschaft ist bei der Abwägung mit kon-
kurrierenden raumbedeutsamen Funktio-
nen oder Nutzungen der Landwirtschaft 
besonderes Gewicht beizumessen.

Die Fläche ist nicht direkt betroffen. Als Grundsätze sind Vorbehaltsgebiete der Abwä-
gung zugänglich, sie enthalten im Aufstellungsprozess jedoch keine solche Wirkung (kein 
sonstiges Erfordernis i.S.d. § 3 Abs. 4 BauGB).

Die Aussage steht im Widerspruch zu Landschaftsplan und FNP, welche neben einer Flä-
che für die Landwirtschaft eine Suchfläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Böden, Natur und Landschaft mit dem Vorschlag Erhalt / Entwick-
lung von extensivem Dauergrünland vorsieht und somit perspektivisch eine Nutzungs-
minderung des landwirtschaftlichen Flächenpotenzials ansteht. 

Bei der Standortsuche wurden explizit dauerhafte Sonderkulturen (Weinanbau) ausge-
klammert, eine Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Fläche ist aufgrund des Flächenbe-
darfs der geplanten Nutzungen jedoch unumgänglich.

Regionaler Raumordnungsplan Trier, Entwurf 2014 (Anhörungsverfahren beendet),  
Quelle: Planungsgemeinschaft Region Trier
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Landschaftsprogramm • Das Plangebiet liegt in einem gentechnikfreien Gebiet gem. § 19 LNatSchG. Dem-
nach ist in einem Streifen von 3.000 m Breite um Naturschutzgebiete, Nationalparks 
und Natura 2000-Gebieten die Freisetzung von gentechnisch veränderten Organis-
men und der Anbau von gentechnisch veränderten Pflanzen verboten. Gem. § 19 
LNatSchG gilt im Übrigen § 35 BNatSchG; Gebiet hiervon nicht betroffen

• waldbetonte Mosaiklandschaft (Grundtyp) 
• Landschaft: Moseltal
• keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

• Eine Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen des mit 3 km Entfernung nächstgelege-
nen NATURA 2000-Gebietes „Mosel“ (DE-5908-301) darf als sicher angenommen 
werden.

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Regionalpark, Wasser-
schutz-, Überschwemmungsgebiete, Ge-
schützte Landschaftsbestandteile, Natur-
parks, Nationalparks, Biosphärenreservate 

• Lage am Rand des LSG „Moselgebiet von Schweich bis Koblenz“ (VO v. 17. Mai 
1979); gem. § 1 Abs. 2 der VO sind Flächen im räumlichen Geltungsbereich eines 
Bebauungsplanes nicht Bestandteil des LSG

• weitere Schutzgebiete n. BNatSchG bzw. WHG/LWG sind von der Planung nicht be-
troffen

Kulturdenkmäler nach § 8 DSchG Rhein-
land-Pfalz

• nicht betroffen

Informelle Fachplanungen •  gem. den Fachdaten des Landschaftsinformationssystems der Naturschutzverwaltung 
RLP (LANIS, Internet-Abruf, 16.05.2022) sind von der Planung keine erfassten Bio-
tope des Biotopkatasters Rheinland-Pfalz betroffen, d.h. weder registrierte Lebens-
räume nach Abs. 1 der FFH-Richtlinie noch n. § 30 BNatSchG i.V.m. § 15 LNatSchG 
geschützte Biotope 

• gem. dem Modul Artnachweise sind in der betreffenden, die nördliche Ortslage von 
Osann, den bewaldeten Hüttenkopf mit vorgelagerten Rebflächen und die Halboffen-
landschaft zwischen Hüttenkopf und Meisberg umfassenden Rasterzelle (Gitter-ID 
3525532) bis auf den Rotmilan keine Arten der Roten Listen und/oder Arten der An-
hänge II/IV der FFH-Richtlinie bzw. Anh. I/Art. 4 (2) der Vogelschutzrichtlinie regist-
riert

• die Planungsfläche liegt an der südwestlichen Ecke der Rasterzelle, die drei benach-
barten Zellen führen darüber hinaus die Rohrweihe (Gitter-ID 3505532, aktueller 
Nachweis aus 2022!) und die Wildkatze (Gitter-ID 3505530) auf 

• in der ARTeFAKT-Datenbank für das TK 25-Blatt 6007 (Abruf 16.05.2022) sind darü-
ber hinaus neben weiteren Zugvogelarten folgende Anhang I -Arten der Vogelschutz-
richtlinie gelistet: Eisvogel, Uhu, Trauer- und Flussseeschwalbe, Zwergmöwe, Wespen-
bussard, Schwarzmilan, Goldregenpfeifer, Weiß- und Schwarzstorch, Kornweihe, 
Wachtelkönig, Mittel-, Grau- und Schwarzspecht, Wanderfalke, Kranich, Neuntöter, 
Blaukehlchen und Heidelerche;

• folgende Arten der Anhänge II/IV der FFH-RL sind aufgeführt: Dicke Trespe, Bachmu-
schel, Hirschkäfer, Spanische Flagge, Apollofalter, Groppe, Bitterling, Schlingnatter, 
Zaun-, Mauer- und westliche Smaragdeidechse, Kammmolch, Wechsel-, Kreuz- und 
Geburtshelferkröte, Gelbbauchunke, Haselmaus, Wildkatze sowie diverse Fleder-
mausarten 

Beschreibung der Umwelt sowie Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der Planung: s. Umweltbericht 

Allgemein verständliche Zusammenfas-
sung

Der vorliegende Umweltbericht beschreibt die Ergebnisse der gemäß § 2 Abs. 4 BauGB 
vorgeschriebenen Umweltprüfung und legt die notwendigen Maßnahmen zur Ver-
meidung, zum Ausgleich und Ersatz nach § 1a BauGB i.S.d. Eingriffsregelung fest. 
Gleichzeitig erfolgte eine Prüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
gem. § 44, Abs. 1 BNatSchG.

Die Fläche befindet sich zwischen dem nordwestlichen Ortsrand von Osann und 
gegenüber dem Gewerbegebiet „Am Weisenstein“. Dadurch und durch die vorhande-
nen Verkehrswege (L 53 und L 47 mit Auffahrt) ist der Standort bereits visuell vorbe-
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lastet und hat sich im Abschichtungsverfahren der in Frage kommenden Standorte als 
der einzig mögliche und gleichzeitig als der ortsbildverträglichste herauskristallisiert.

Der Geltungsbereich befindet sich am äußeren Rand des LSG „Moselgebiet von 
Schweich bis Koblenz“. Auch hier wurde im Zuge des raumordnerischen Verfahrens 
die Vereinbarkeit mit den Schutzzielen und damit die Zulässigkeit gem. §1 Abs. 2 der 
LSG-VO festgestellt. Sie wird auch durch die Ergebnisse der Umweltprüfung bestätigt.

Die Projektfläche umfasst den ca. 0,9 ha großen östlichen Abschnitt eines Grünland-
schlages zwischen der Trierer Str. mit angrenzendem Feldwirtschaftsweg und dem be-
gradigten bzw. neu angelegten Östelbach. Es handelt sich um eine aufgedüngte fri-
sche Honiggras-Fuchsschwanz-Wiese, die gem. der aktuellen Kartieranleitung der 
FFH-Lebensraumtypen in Rheinland-Pfalz in ihrem Zustand als blütenarme und inten-
siv bewirtschaftete Fläche nicht als FFH-Lebensraum zu klassifizieren ist.

Eine eingewachsenen Obstbaumgruppe aus 4 mittelalten, z.T. abgestorbenen Apfel-
bäumen und eine, ebenfalls mit Brombeeren eingewachsene wegebegleitende 
Eschen- und Kartoffelrosen-Pflanzung entlang des Feldwirtschaftsweges sind die ein-
zigen Gehölzstrukturen auf der Fläche. Der Standort wird im Osten durch eine Hecke 
und südlich durch den Gehölzsaum des Östelbaches begrenzt. 

Im Zuge der faunistischen Erhebungen konnten auf der Fläche und im direkten Umfeld 
insgesamt lediglich 21 Vogelarten registriert werden, davon waren auf der Planungs-
fläche selbst mit Sicherheit nur Kohlmeise und die Dorngrasmücke als Brutvögel be-
legbar. Die Neststandorte der übrigen registrierten Arten befinden sich außerhalb des 
Geltungsbereiches, entweder in der unmittelbar östlich angrenzenden Hecke und dem 
den Östelbach begleitenden Gehölzsaum im Süden oder im Fall der Gebäudebrüter in 
der Ortslage von Osann.

Obligate Bodenbrüter des weiten Offenlands wurden nicht registriert, sie können 
schon aufgrund der frequenten und frühzeitigen Mahd ausgeschlossen werden. Somit 
erfüllt die Wiesenfläche lediglich eine Funktion als Nahrungsraum. Der dahingehend 
besonders planungsrelevante Rotmilan wurde lediglich einmal über der Fläche beob-
achtet. Eine essentielle Bedeutung der Fläche ist auszuschließen. Die Planungsfläche 
hat zudem keine Bedeutung als Rastgebiet für Zugvögel.

Auch für die lokale Fledermausfauna kann angenommen werden, dass sich die Pla-
nungsfläche selbst aufgrund weitgehend fehlender Leitstrukturen nicht in besonde-
rem Maße als Jagdgebiet eignet. Mit einer höheren Aktivität ist in den randlichen 
Baumreihen und Hecken zu rechnen. Eine besondere, über die Umgebung wesentlich 
hinausgehenden Bedeutung als Jagdraum konnte anhand der Detektorerfassung 
nicht belegt werden. Quartiere sind nicht betroffen. 

Mit einem Vorkommen weiterer planungsrelevanter Arten ist aufgrund der bekannten 
Verbreitung oder der Habitatbedingungen am Standort nicht zu rechnen.

Unter den abiotischen Schutzgütern ist vor allem der Eingriff in die Böden bzw. Bo-
denfunktionen als erheblich zu werten und erfordert auch nach den im Gebiet fest-
gelegten Minimierungsmaßnahmen (wasserdurchlässige Beläge, schonender Umgang 
mit Boden) einen funktionalen Ausgleich. Dieser kann multifunktional mit dem Bio-
topausgleich durch die beschriebene externe Kompensationsmaßnahmen erbracht 
werden bzw. ist im vorliegendem Fall durch die zugewiesene Ökokontomaßnahme 
bereits im Vorgriff erfolgt. Hierbei wurde insbesondere die betroffene Bodenfunktion 
als Lebensraum für Pflanzen ausgeglichen. Die Möglichkeit eines gleichgerichteten 
Ausgleichs durch Entsiegelung von nicht mehr benötigten Flächen besteht innerhalb 
der Ortsgemeinde bzw. auf gemeindeeigenen Flächen nicht.

Unter den weiteren Schutzgütern Wasser, Luft, Klima und Landschaftsbild lässt sich 
keine besondere qualitätsbezogene Disposition oder erhebliche Wirkung durch das 
Planungsvorhaben ableiten.

Insbesondere kann eine Erheblichkeit des landschaftsbildbezogenen Eingriffes auf-
grund der Vorbelastung durch Verkehrswege und das bestehende Gewerbegebiet so-
wie der nahezu vollständig fehlenden Sichtverbindungen zu Wohngebieten und 
Wanderwegen nicht bestätigt werden.
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Externer Ausgleich zur Kompensation des 
Eingriffs in Natur und Landschaft

Der Bebauungsplan erfordert einen bilanziellen Ausgleich in Höhe von 74.625 Biotop-
wertpunkten.

Als Ausgleich wird eine Maßnahmen des kommunalen Ökokontos aufgegriffen, die im 
Jahr 2007 umgesetzt und im KSP unter der Nr. OEK-1345478517889, Az 42-511.1-
be-8-2007 eingebucht wurde.

Aus der Subtraktion des Ausgangswertes bei Umsetzung der Maßnahme (2008) vom 
aktuellen Zustandswert ergibt sich ein Kompensationswert von 293.406 – 127.392 = 
166.014. Aus diesem Pool wird das Bilanzdefizit des vorliegenden Bebauungsplanes 
in Höhe von 74.625 Werteinheiten und des gleichzeitig erstellten benachbarten 
Bebauungsplanes „Lebensmittelmarkt Trierer Str.“ 54.512 Werteinheiten) ausgegli-
chen bzw. abgebucht.

Die konkrete Maßnahme kann dem Umweltbericht entnommen werden.

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Der Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Wittlich-Land stellt für das Gebiet eine 
Fläche für die Landwirtschaft und eine Suchfläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pfle-
ge und zur Entwicklung von Böden, Natur und Landschaft mit dem Vorschlag Erhalt / Ent-
wicklung von extensivem Dauergrünland dar.  Zusätzlich stellt der Flächennutzungsplan 
eine oberirdische 20-kV-Freileitung, eine unterirdische Hauptabwasserleitung sowie die 
Grenze eines Landschaftsschutzgebietes dar. Der Bebauungsplan ist somit nicht gem. § 8 
Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. Der Flächennutzungsplan ist 
gem. § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren teilzuändern.

Flächennutzungsplan (Ausschnitt) der Verbandsgemeinde Wittlich-Land (2006), Quelle: Verbandsgemeinde 
Wittlich-Land; Bearbeitung Kernplan GmbH 

Geplante 34. Teiländerung des FNP (2006):

Geplante 34. Teiländerung Flächennutzungsplan (S1) der Verbandsgemeinde Wittlich-Land
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Bebauungsplan Ein Bebauungsplan liegt nicht vor. Aktuell ist die Fläche nach den Vorgaben des § 35 
BauGB (Bauen im Außenbereich) zu beurteilen. Danach kann das Vorhaben nicht reali-
siert werden.

Starkregen Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächen-
abflüsse aufgrund von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt wer-
den. Den umliegenden Anliegern darf kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Über-
flutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenplanung vorsorglich entsprechende 
Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen Überflu-
tungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und 
Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. Der Grad der 
Gefährdung durch Starkregenereignisse ist im Zuge der Bauausführung anhand weiterer 
Daten näher zu untersuchen. Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rahmen des ihr 
Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteili-
gen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen.Um der Herausforderung 
zunehmender Starkregenereignisse zu begegnen, bietet das Land Rheinland-Pfalz lan-
desweite Informationskarten an, die auf Basis von Berechnungen auf die Gefahren von 
Sturzfluten nach extremen Regenfällen hinweisen. Regionale Unterschiede von Nieder-
schlagsereignissen werden dabei betrachtet.

Bei den Sturzflutgefahrenkarten wird die Darstellung von Wassertiefen, Fließgeschwindig-
keiten und -richtungen von oberflächlichem Wasser, das infolge von Starkregen abfließt, 
durch die Betrachtung verschiedener Szenarien mit unterschiedlichen Regenhöhen und 
-dauern ermöglicht. Grundlage dieser Karten ist der einheitliche „Stark-Regen-lndex“ 
(SRI). Das Basisszenario „Außergewöhnliche Starkregenereignisse“ (SRI 7) geht von 40 
- 47 mm Niederschlag innerhalb einer Stunde aus, was in etwa der Wahrscheinlichkeit 
eines hundertjährlichen Hochwassers (HQ100) entspricht. Zusätzlich liefern die Szenarien 
„Extreme Starkregenereignisse“ weitere Einblicke.

Bei Starkregenereignissen besteht die Möglichkeit, dass überall Oberflächenabfluss 
auftritt. Dabei können sich in Mulden, Rinnen oder Senken höhere Wassertiefen und 
schnellere Fließgeschwindigkeiten entwickeln. Aus diesem Grund ist es wichtig, stets die 
örtlichen Oberflächenstrukturen und die gegebenen Bedingungen zu berücksichtigen. 
Die Sturzflutgefahrenkarten sind unter dem Link https://geoportal-wasser.rlp-umwelt.de/
servlet/is/10360/ einsehbar.

Eine Wasserspiegellageberechnung des „Ingenieurbüro Reihsner“ aus Wittlich bestätigt 
bereits, dass der Abflussquerschnitt des Oestelbachs mithilfe gezielter Retentionsabgra-
bungen ausreicht, um ein Bemessungshochwasser schadlos abführen zu können.

Die berechneten Abflüsse bei extremen Niederschlägen können überschritten werden. 
Deswegen ist eine Gefährdung nicht ausgeschlossen.

Wassertiefen, SRI 7, 1 Stunde

Sturzflutgefahrenkarte Rheinland-Pfalz (Wassertiefen, SRI 7, 1 Stunde); Quelle: Landesamt für Um-
welt (LfU) Wasserportal.de / ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2024), dl-de/by-2-0, https://geoportal-
wasser.rlp-umwelt.de/servlet/is/10360/
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Kriterium Beschreibung

Fließgeschwindigkeit, SRI 7, 1 Stunde

Sturzflutgefahrenkarte Rheinland-Pfalz (Fließgeschwindigkeit, SRI 7, 1 Stunde); Quelle: Landesamt 
für Umwelt (LfU) Wasserportal.de / ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2024), dl-de/by-2-0, https://geo-
portal-wasser.rlp-umwelt.de/servlet/is/10360/

Wasserspiegelberechnung „Das vorliegende Gutachten zeigt, dass das zukünftige Plangebiet mit der angegebenen 
Höhenlage oberhalb des Bemessungshochwassers liegt und somit außerhalb von Über-
schwemmungsbereichen. Sowohl auf die Höhe der Wasserspiegellage als auch die zu er-
wartenden Überschwemmungsflächen während eines Bemessungshochwassers, haben 
die Ausgleichsmaßnahmen im Vergleich zum Bestand positive Auswirkungen.

Zur Beurteilung der hydraulischen Leistungsfähigkeit des Gewässers im IST- und im PLAN-
Zustand wurde das 100-jährliche Hochwasserereignis des Oestelbaches zu Grunde ge-
legt. Ferner wurde die Berechnung durch die Berücksichtigung eines Extremabflussereig-
nisses zur Sicherheitsabwägung geprüft. Hieraus hat sich ergeben, dass das angrenzende 
Grundstück mit baulichen Vorsorgemaßnahmen ausgestattet oder alternativ oberhalb 
der Wasserspiegellage angeordnet werden sollte.

Überschwemmungsgebiet des Gewässers, HQ100 im PLAN-Zustand

Der Umsetzung der geplanten Seniorenresidenz stehen nach Beurteilung des Verfassers 
unter Berücksichtigung der vorangegangen beschriebenen baulichen Maßnahmen u.a. 
einer Anordnung der Erdgeschosshöhe des Gebäude auf mindestens 174,50 mNN und 
der Beachtung der Grundsätze des wassersensiblen Planens und Bauens bei Baumaß-
nahmen keine Bedenken gegenüber. Im Zuge der Genehmigungsplanung der Seniorenre-
sidenz ist es erforderlich, einen detaillierten Nachweis des Planungsstandes durch ein Re-
chenmodell darzulegen, um den Einfluss der finalen Höhenplanung bei den Ausgleichs-
maßnahmen zu berücksichtigen. Hierfür muss ein Fachplaner nach § 103 LWG beauftragt 
werden.“
Quelle: Untersuchung der Wasserspiegellage zwischen der L47 und K53 für den Oestelbach (Gew. III. Ordnung) 
im Bereich der geplanten Seniorenresidenz, Gemarkung Osann-Monzel, Ingenieurbüro Reihsner PartG mbB, 
Eichenstr. 45 54516 Wittlich; Stand 18.03.2024
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte
Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 -14 
BauNVO

Sonstiges Sondergebiet, 
Zweckbestimmung „Senioren-
residenz“

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 11 
Abs. 2 BauNVO

Der Bebauungsplan soll den Bau einer Se-
niorenresidenz ermöglichen. Als Art der 
baulichen Nutzung wird aus diesem Grund 
ein Sonstiges Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung „Seniorenresidenz“ 
festgesetzt. Damit wird dem bestehenden 
Bedarf in der Ortsgemeinde Osann-Monzel 
nach einer solchen Einrichtung Rechnung 
getragen. 

Gemäß § 11 Abs. 1 BauNVO sind als sonsti-
ge Sondergebiete solche Gebiete festzuset-
zen, die sich von den Baugebieten nach den 
§§ 2 bis 10 BauNVO wesentlich unterschei-

den. Ein in diesem Sinne wesentlicher 
Unterschied liegt dann vor, wenn ein Fest-
setzungsgehalt gewollt ist, der sich keinem 
der in § 2 bis 10 BauNVO geregelten Grund-
typen zuordnen und sich deshalb sachge-
recht nicht mit einer auf sie gestützten Fest-
setzung erreichen lässt.

Die besondere Funktion und Bedeutung 
einer Seniorenresidenz rechtfertigt die Fest-
setzung als Sondergebiet und gewährleis-
tet, dass es hier nicht zu anderen Nutzun-
gen kommt.

Weitere Nutzungen sind an diesem Stand-
ort nicht vorgesehen, weshalb auch die 
Festsetzung einer Wohnbaufläche nach 
BauNVO ausscheidet.

Zulässig sind alle für die Seniorenresidenz 
erforderlichen Nutzungen und funktional 
damit im Zusammenhang stehenden Ein-
richtungen. Einer ungeordneten städtebau-
lichen Entwicklung wird damit entgegenge-
wirkt.

Andere Nutzungen sind an diesem Standort 
nicht gewünscht.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Die Höhenentwicklung im Plangebiet wird 
über die Höhe baulicher Anlagen durch 
Festsetzung der Trauf- und Firsthöhe exakt 
geregelt und so auf eine absolute Maxima-
le begrenzt. Die festgesetzten Höhen sind 
aus dem städtebaulichen Konzept abgelei-
tet.

Bei Gebäuden mit Flachdächern oder flach-
geneigten Dächern ist der maßgebende 
obere Bezugspunkt für die maximale Höhe 
grundsätzlich die Oberkante der baulichen 
und sonstigen Anlagen (Gebäudeoberkan-
te, Attika, etc.). Die Attika des obersten Voll-
geschoss entspricht dabei der Traufhöhe.

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Datengrundlage: Geobasisinformationen der Vermessungs- und Katasterverwaltung Rheinland -Pfalz - 
(Zustimmung vom 15. Oktober 2002); Bearbeitung: Kernplan

STÄDTEBAULICHES KONZEPT (BEISPIELHAFT)

1.  ART DER BAULICHEN NUTZUNG
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB; 

§§ 1-14 BAUNVO

1.1 SONSTIGES SONDERGEBIET,    
 ZWECKBESTIMMUNG „SENIOREN-
 RESIDENZ

Zulässig sind:

Siehe Plan. 
Gem. § 11 BauNVO wird als Art der baulichen Nutzung 
ein Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 
„Seniorenresidenz“ festgesetzt.

1. Seniorenresidenz mit maximal 100 Betten,
2. der Seniorenresidenz dienende und untergeordnete 

Aufenthalts-, Sozial-, Geschäfts-, Büro- und Verwal-
tungsräume, Anlagen für die Pflege (z.B. Sanitäran-
lagen),

3. den Bedürfnissen der Bewohner entsprechende 
Anlagen für Dienstleistungen und Aktivitäten, wie 
insbesondere Gruppenbereiche, Anlagen für ge-
meinschaftliche Aktivitäten und Therapie, Ausstel-
lungsräume,

4. Anlagen für sportliche und gesundheitliche Zwecke, 
Wellness, Massage und sonstige Anwendungen so-
wie für Kosmetik,

5. Schank- und Speisewirtschaft (z.B. Bistro, Café mit 
Kiosk, Restaurant).

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan.
Maßgebende obere Bezugspunkte der Höhen für die 
baulichen und sonstigen Anlagen sind die Traufhöhe 
(TH) und die Firsthöhe (FH). Die maximale Traufhöhe 
wird auf 185 m ü.NN und die maximale Firsthöhe auf 
188 m ü.NN festgesetzt.

Bei Gebäuden mit Flachdächern oder fl achgeneigten 
Dächern ist der maßgebende obere Bezugspunkt für 
die maximale Höhe grundsätzlich die Oberkante der 
baulichen und sonstigen Anlagen (Attika, Gebäude-
oberkante etc.). Die Attika des obersten Vollgeschosses 
entspricht dabei der Traufhöhe. 

Bei Ausbildung eines Staffelgeschosses entspricht die 
Gebäudeoberkante der festgesetzten Firsthöhe.

Die Gebäudeoberkante wird im Übrigen defi niert 
durch den Schnittpunkt zweier geneigter Dachfl ächen.

Die zulässigen Höhen können durch untergeordnete 
Bauteile (technische Aufbauten, etc.) sowie durch 
Photovoltaikmodule/ Solarmodule inkl. der zum Betrieb 
erforderlichen Anlagen und Bauteile bis zu einer Höhe 
von max. 2,00 m überschritten werden. 

2.2 GRUNDFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und 4 BauNVO auf 0,6 fest-
gesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfl äche sind die Grund-
fl ächen von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. baulichen Anlagen unterhalb der Geländeober-

fl äche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird,

mitzurechnen.

Gem. § 19 Abs. 4 S. 2 BauNVO darf die festgesetz-
te GRZ durch Stellplätze mit ihren Zufahrten, durch 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und durch 
bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfl äche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird 
(§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO) bis zu einer GRZ von 
0,8 überschritten werden.

2.3 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 BauNVO als Höchstmaß festgesetzt. 

3. BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan. 
Es wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. In der 
abweichenden Bauweise Gem. § 22 Abs. 4 BauNVO 
sind Gebäudelängen von mehr als 50 m zulässig. 

4. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan.

Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen defi nierten Standortes 
zu errichten.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen (z.B. Fahrradabstellanlagen, 
Wege, Terrassen, Sitzgruppen, Müllsammelplätze). Die 
zur Versorgung und Entsorgung des Baugebietes die-
nenden Anlagen sind gem. § 14 Abs. 2 BauNVO aus-
nahmsweise zulässig. 

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsfl ächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können.

5. FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE MIT IHREN 
EINFAHRTEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Siehe Plan.

Stellplätze mit ihren Einfahrten sind sowohl inner-
halb der überbaubaren Grundstücksfl äche als auch 
in den festgesetzten Flächen für Stellplätze mit ihren 
Einfahrten zulässig.

Fahrradstellplätze und Nebenanlagen sind auch außer-
halb der festgesetzten Flächen für Stellplätze mit 
ihren Einfahrten und außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfl äche zulässig.

6. FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREI-
ZUHALTEN BZW. NUR EINGESCHRÄNKT 
BEBAUBAR SIND; HIER: SCHUTZSTREIFEN 
OESTELBACH / 20-KV-FREILEITUNG / 
SICHTFLÄCHEN

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB I.V.M. § 9 
ABS. 6 BAUGB

Siehe Plan.

Gem. § 31 LWG bedürfen die Errichtung, der Betrieb 
und wesentliche Veränderung von Anlagen im Sinne 
des § 36 WHG, die weniger als 10 m von der Uferlinie 
eines Gewässers dritter Ordnung (Oestelbach) entfernt 
sind, oder von denen Einwirkungen auf das Gewässer 
und seine Benutzung sowie Veränderungen der 
Bodenoberfläche ausgehen können, der Genehmigung 
der unteren Wasserbehörde.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB)

Für die vorhandene 20-kV-Freileitung ist ein 15m 
breiter Schutzstreifen (7,50 m Breite beiderseits der 
Leitungsachse) freizuhalten, der in der Regel von jegli-
cher Bebauung und Bepflanzung mit hohem Aufwuchs 
freigehalten werden muss.

Die für die Verkehrssicherheit erforderlichen Sichtflächen 
nach RAL sind bereitzustellen. Die Sichtflächen sind 
von jeglicher Bebauung sowie Sichtbehinderung 
(Bewuchs, Einfriedung, usw.) über der jeweiligen 
Fahrbahnoberkante freizuhalten.

7. BEDINGTE ZULÄSSIGKEIT INNER-
HALB VON FLÄCHEN, DIE VON DER 
BEBAUUNG FREIZUHALTEN BZW. 
NUR EINGESCHRÄNKT BEBAU-
BAR SIND; HIER: BAUVERBOTS- / 
BAUBESCHRÄNKUNGSZONE DER 
LANDESSTRASSE 53 (L 53)
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB I.V.M. 
§ 9 ABS. 2 BAUGB

Siehe Plan.

Bis die Verschiebung des Ortseingangs bis zu einem 
Punkt westlich der in diesem Plan festgesetzten 
Stichstraße zwischen den Straßenbaulastträgern 
abgeschlossen i.S.d. § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB ist, 
gelten die unten stehenden Einschränkungen gem. 
Landesstraßengesetz (LStrG):
Die entsprechend gekennzeichnete Bauverbots- und 
Baubeschränkungszone zur Landesstraße 53 (L 53) 
wird gem. § 22 LStrG i.Vm. § 23 LStrG nachrichtlich 
übernommen und als Fläche, die nicht oder nur ein-
geschränkt bebaubar sind, festgesetzt. 

Gem. § 22 LStrG dürfen innerhalb der 20 m breiten 
Bauverbotszone längs der Landesstraße 53 (L 53), 
gemessen vom äußeren befestigten Fahrbahnrand, 
Hochbauten nicht errichtet werden. 

Die Errichtung, wesentliche Änderung oder wesent-
liche andersartige Nutzung von baulichen Anlagen 
innerhalb der 40 m breiten Baubeschränkungszone 
längs der Landesstraße 53 (L 53), gemessen vom 
äußeren befestigten Fahrbahnrand, bedürfen gem. 
§ 23 LStrG der Zustimmung des Landesbetriebes 
Mobilität.

Nach dem Eintritt der oben genannten Umstände ent-
fällt die Festsetzung.

Innerhalb der Baubeschränkungszone nach § 23 LStrG 
bedürfen Werbeanlagen weiterhin der Zustimmung 
des LBM Trier; § 23 Abs. 4 LStrG fi ndet keine Anwen-
dung.

Entlang der Landesstraße ist zwischen den vorgese-
henen Parkplätzen und der Landesstraße ein Sicht-/
Blendschutz vorzusehen. Detailangaben (u.a. Höhe) 
zum Blendschutz sind erst nach Vorlage maßstabsge-
rechter Pläne möglich

8. ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.
Innerhalb der öffentlichen Straßenverkehrsfl äche sind 
Anlagen zur Entwässerung zulässig.

9. VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER 
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: FUSSWEG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

10. VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER 
 ZWECKBESTIMMUNG, HIER: 

FELDWIRTSCHAFTSWEG
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

Der geplante Feldwirtschaftsweg dient der 
Unterbringung der benötigten und bereits vorhande-
nen Ver- und Entsorgungsleitungen.

11. ANSCHLUSS AN VERKEHRSFLÄCHEN; HIER: 
EIN- UND AUSFAHRTBEREICH
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan. 
Die Stellplatzein- und ausfahrt ist ausschließlich in 
dem dafür vorgesehenen Bereich zulässig.

12. VERSORGUNGSFLÄCHEN / -ANLAGEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB I.V.M. § 14 

ABS. 2 BAUNVO

Nebenanlagen, die der Versorgung des Gebietes mit 
Elektrizität dienen, sind innerhalb des Geltungsbereichs 
des Plangebietes, ausnahmsweise auch außerhalb 
der überbaubaren Grundstücksfl ächen zulässig, auch 
soweit für sie keine besonderen Flächen festgesetzt 
sind.

13.  UNTERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNG; 
HIER: WASSERLEITUNG

 GEM. § 9 ABS.1 NR. 13 BAUGB

Siehe Plan.

14.  OBERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNG; 
HIER: 20-KV-FREILEITUNG

 GEM. § 9 ABS.1 NR. 13 BAUGB

Siehe Plan.

15. PRIVATE GRÜNFLÄCHE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB

Siehe Plan. 
Innerhalb der privaten Grünfl äche sind Ruhebänke, 
Aufenthaltsbereiche, wasserdurchlässige Wege sowie 
Anlagen und Flächen zur Regenrückhaltung zulässig, 
sofern eine Genehmigung der unteren Wasserbehörde 
gem. § 31 LWG vorliegt. 

16. FLÄCHEN FÜR 
HOCHWASSERSCHUTZANLAGEN 
UND FÜR DIE REGELUNG DES 
HOCHWASSERABFLUSSES

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 16 B BAUGB

Nordwestlich ist ein Entwässerungsgraben zur Ab-
leitung von anfallendem Niederschlagswasser durch 
Starkregen vorzusehen. Für weitere Informationen 
wird auf das Gutachten „Untersuchung der Wasser-
spiegellage zwischen L47 und K53 für den Oestelbach 
(Gewässer III. Ordnung) im Bereich der geplanten Se-
niorenresidenz“ verwiesen.

17. GEBIETE, IN DENEN BEI DER 
ERRICHTUNG BAULICHER ANLAGEN 
BESTIMMTE BAULICHE ODER TECH-
NISCHE MASSNAHMEN GETROFFEN 
WERDEN MÜSSEN, DIE DER VER-
MEIDUNG ODER VERRINGERUNG 
VON HOCHWASSERSCHÄDEN 
EINSCHLIESSLICH SCHÄDEN DURCH 
STARKREGEN DIENEN; HIER: HÖHENLAGE

 § 9 ABS. 1 NR. 16 C I.V.M. § 9 ABS. 3 BAUGB

Erdgeschossfußböden geplanter Gebäude, die dem 
dauerhaften Aufenthalt dienen, sind auf einer Höhe 
von mind. 174,50 mNN anzuordnen, um negative 
Auswirkungen gegen Starkregen und Hochwasser 
vorzubeugen. Für weitere Informationen wird auf das 
Gutachten „Untersuchung der Wasserspiegellage zwi-
schen L47 und K53 für den Oestelbach (Gewässer III. 
Ordnung) im Bereich der geplanten Seniorenresidenz“ 
verwiesen.

18. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen

V 1: Gehölzrodung außerhalb der Brut- und Setzzeiten
Die Rodung der Gehölze (im Bereich der geplanten Zu-
fahrt auf den Grünfl ächen des Lebensmittelmarktes) 
darf gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG nur außerhalb 
der Brut- und Setzzeiten im Zeitraum vom 1. Oktober 
bis 28. Februar erfolgen. Damit wäre der Schutz von 
Gelegen und Nestlingen der europäischen Vogelarten 
hinreichend sicher gewährleistet.

V 2: Gehölz- und Gewässerschutz
Bei der baulichen Umsetzung ist das Baufeld gegen-
über dem Oestelbach bzw. den diesen begleitenden 
Gehölzen und gegenüber der Hecke entlang des Feld-
wirtschaftsweges am östliche Rand mit einem orts-
festen Bauzaun abzugrenzen. Ggfs. sind geeignete 
Baumschutzmaßnahmen (Bauzaun, Rückschnitt, ggfs. 
Stammschutz) auszuführen. Die DIN 18 920, RAS-LP 
4 und ZTV-Baumpfl ege (insb. Pkt. 3.5) der FLL sind zu 
beachten.

V 3: Bodenarbeiten
Gem. §§ 1a Abs. 2 BauGB und § 7 BBodSchG ist auf 
einen sparsamen, schonenden und fachgerechten Um-
gang mit Boden zu achten. Die Bodenarbeiten sind 
nach den einschlägigen Vorschriften der DIN 18 915 
(„Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Boden-
arbeiten“) durchzuführen.

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes gelten u. a. folgende Gesetze 
und Verordnungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394).

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 176).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) vom 
18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBI. I S. 1802).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 08. Dezember 2022 
(BGBI. I S. 2240).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
409).

• Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert 
durch Artikel 11 Absatz 3 des Gesetzes vom 26. Juli 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202).

• Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) in 
der Fassung vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 07. Dezember 
2022 (GVBl. S. 403).

• Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 24. Mai 2023 (GVBl. S. 133).

• Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von 
Natur und Landschaft Rheinland-Pfalz (Landesna-
turschutzgesetz - LNatSchG -) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 06. Oktober 2015 (GVBI. S. 
283), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

• Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2005 
(GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

• Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 
1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 
4 des Gesetzes vom 28. September 2021 (GVBl. S. 
543).

• Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Lan-
deswassergesetz - LWG -) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
08. April 2022 (GVBl. S. 118).

• Landesstraßengesetz (LStrG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. August 1977 (GVBl. S. 273), 
zuletzt geändert durch Artikel 84 des Gesetzes vom 
07. Dezember 2022 (GVBl. S. 413).

• Landesgesetz zur Installation von Solaranlagen 
(Landessolargesetz - LSolarG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. September 2021 (GVBl. 
S. 550), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 22. 
November 2023 (GVBl. S. 367).

• Landesverordnung zur Durchführung des Landes-
solargesetzes (LSolarGDVO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Dezember 2022 (GVBl. S. 
484)

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

VERFAHRENSVERMERKE

• Der Ortsgemeinderat der Ortsgemeinde Osann-
Monzel hat am __.__.____ die Einleitung des 
Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes 
„Neubau Seniorenresidenz Trierer Straße“ be-
schlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustel-
len, wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntge-
macht (§ 2 Abs.1 BauGB).

• Die Öffentlichkeit wurde im Rahmen einer Unter-
richtung in der Zeit vom __.__.____ bis ein-
schließlich __.__.____ frühzeitig beteiligt (§ 3 
Abs. 1 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange, deren Aufgabenbereich von der Planung 
berührt werden kann, wurden mit Schreiben vom 
__.__.____ frühzeitig beteiligt und demgemäß 
von der Planung unterrichtet und um Äußerung 
auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB (Scoping) aufgefordert (§ 4 
Abs. 1 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellungnahme eingeräumt.

• Der Ortsgemeinderat hat in seiner Sitzung am 
__.__.____ den Entwurf gebilligt und die 
 Veröffentlichung des Bebauungsplanes im Inter-
net inkl. einer Auslegung beschlossen (§ 3 Abs. 2 
BauGB).

• Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) 
sowie der Begründung mit Umweltbericht, wur-
de in der Zeit vom __.__.____ bis ein schließlich 
__.__.____ im Internet veröffentlicht und zur An-
sicht und zum Herunterladen bereitgehalten (§ 3 
Abs. 2 BauGB). Zusätzlich fand eine öffentliche 
Auslegung statt.

• Ort und Dauer der Veröffentlichung im Internet 
und der Auslegung wurden mit dem Hinweis, dass 
Stellungnahmen während der Veröffentlichungs-
frist von jedermann elektronisch per Mail, oder bei 
Bedarf schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben 
werden können, und dass nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben 
können, am __.__.____ ortsüblich bekannt ge-
macht (§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ von der Veröffentli-
chung im Internet / Auslegung elektronisch benach-
richtigt (§ 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 
und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis 
zum __.__.____ zur Stellung nahme eingeräumt. 

• Während der elektronischen Beteiligung, Veröffent-
lichung im Internet / Auslegung gingen seitens der 
Öffentlichkeit, Behörden und der sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie der Nachbargemein-
den Anregungen und Stellungnahmen ein. Die 
Abwägung der vorgebrachten Bedenken und An-
regungen erfolgte durch den Ortsgemeinderat am 
__.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht ha-
ben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 6 BauGB).

• Der Ortsgemeinderat hat am __.__.____ den Be-
bauungsplan als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 
BauGB). Der Bebauungsplan besteht aus der Plan-
zeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie 
der Begründung mit Umweltbericht.

• Der Bebauungsplan wird hiermit als Satzung aus-
gefertigt.

 Osann-Monzel, den __.__.____

Der Ortsbürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif-
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der Ent-
schädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 Satz 1 und 
2 sowie Abs. 4 BauGB und § 44 Abs. 5 BauGB und 
auf die Rechtsfolgen des § 24 Abs.  6 Gemeinde-
ordnung Rheinland-Pfalz (GemO) hingewiesen 
worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan, bestehend aus der Plan zeich nung (Teil A) und 
dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung mit Um-
weltbericht, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

 Osann-Monzel, den __.__.____

Der Ortsbürgermeister

Bearbeitet im Auftrag der
Ortsgemeinde Osann-Monzel
Weinbergstraße 1
54518 Osann-Monzel

Stand der Planung: 03.04.2024
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PLANGEBIETANSICHT NORD (BEISPIELHAFT)

Neubau einer Seniorenresidenz (Entwurf) - Ansicht Nord; Quelle: Römerhaus Bauträger GmbH, Schifferstadt; Stand: 24.04.2023; ohne Maßstab

Örtliche Bauvorschriften (gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)
• Je 8 Betten in der Seniorenresidenz ist ein PKW-Stellplatz nachzuweisen.
• Weniger stark befahrene Erschließungsfl ächen und Stellplätze sind mit durchlässigen Belägen (z.B. Rasen-

gittersteine, großfugiges Pfl aster, Schotterrasen) oder einer wassergebundenen Decke zu versehen, sofern 
dies aus Gründen der Barrierefreiheit umsetzbar ist.

• Als Dachform sind Satteldächer, fl achgeneigte Satteldächer, Pultdächer und Flachdächer zulässig.
• Für die Gestaltung der Fassaden sind nur glatter oder feinstrukturierter Putz, Sichtmauerwerk, unpolierter 

Naturstein und Holzverkleidungen zulässig. Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden/refl ek-
tierenden Materialien und Keramikplatten. Ausnahmsweise sind auch andere Materialien zulässig. Eine Fas-
sadenbegrünung ist ausdrücklich erlaubt.

• Die Anlage von Böschungen, Stützmauern (auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche), Ab-
grabungen und Aufschüttungen ist bis zu einer Höhe von 2,0 m zulässig.

• Innerhalb des Plangebietes sind Einfriedungen (Zäune, Hecken, etc.) bis zu einer Gesamthöhe von 2,00 m 
zulässig. Zufahrtsbereiche sind freizuhalten. 

• Flächen für Abfallbehälter sind entweder einzuhausen oder sichtgeschützt anzuordnen.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(GEM. § 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBAUO)

Die Einsicht in die verwendeten Normen, Richtlinien, etc. ist im Bauamt der Verbandsgemeinde-
verwaltung Wittlich-Land möglich.

Artenschutz
• Nach § 39 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von 

Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundfl ächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche 
und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den 
Stock zu setzen.

Brandschutz
• Zur Durchführung von wirksamen Löschmaßnahmen muss eine Löschwassermenge von mind. 1.600. l/min (96 

m³/h) über einen Zeitraum von 2 Stunden zur Verfügung stehen.
• Das Sondergebiet befi ndet sich in direkter Nähe zum Übergabeschacht zwischen ZWEM-Leitung und WV-Orts-

netz. Im Bereich des Übergabeschachtes befi ndet sich ein Hydrant mit voraussichtlich ausreichender Löschwas-
serentnahmemöglichkeit. Das Sondergebiet befi ndet sich in Bezug auf den vorhandenen Hydranten in einem 
Radius von ca. 180 m. 

• Für das Sondergebiet Seniorenresidenz sind ggf. Flächen für die Feuerwehr bzw. eine Feuerwehrumfahrt er-
forderlich.

Regelwerke zu Bodenarbeiten
• Die einschlägigen DIN-Normen, wie z.B. DIN 1054 und DIN 4020, DIN 4124, DIN 4084, DIN EN 1997-1 und 

-2, sind zu beachten. Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu be-
rück-sichtigen

Denkmalschutz
• In dem angegebenen Planungsbereich sind der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, 

Außenstelle Trier bislang keine archäologischen Fundstellen bekannt bzw. archäologische Fundstellen sind 
durch die Planung nicht in ihrem Bestand gefährdet. Es gilt allgemein die Anzeige-, Erhaltungs- und Abliefe-
rungspfl icht für archäologische Funde bzw. Befunde gem. § 16 - 21 DSchG Rheinland-Pfalz.

Entwässerung L 53
• Dem Straßeneigentum und den straßeneigenen Entwässerungsanlagen darf kein Abwasser und kein gesam-

meltes Oberfl ächenwasser zugeführt werden. Es ist ebenfalls nicht gestattet, die Notüberläufe von Versicke-
rungsmulden oder Regenrückhaltebecken an das straßeneigene Entwässerungssystem anzuschließen. Die be-
stehende Straßenentwässerungseinrichtung bzw. breitfl ächige Entwässerung der Straße darf in keinster Weise 
beeinträchtigt werden.

Geologie und Bergbau
• Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung bzw. geologischen Untersuchung spätes-

tens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) 
anzuzeigen. Für die Anzeige sowie die spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht 
das Online-Portal Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-Pfalz unter https://geoldg.
lgb-rlp.de zur Verfügung.

• Die Übermittlungspfl icht der Ergebnisse aus Bohrungen und geologischen Untersuchungen gemäß dem Geolo-
giedatengesetz obliegt dem Antragsteller bzw. dessen Beauftragten, wie z. B. Ingenieurbüros oder Bohrfi rmen.

Hochwasserschutz/ Starkregenvorsorge
• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberfl ächenabfl üsse aufgrund von 

Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfl uss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überfl utungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberfl ächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen Über-
fl utungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grundstücksgestal-
tung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rahmen des 
ihr Möglichen und Zumutbaren verpfl ichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasser-
folgen und zur Schadensminderung zu treffen.

• Bei den Sturzfl utgefahrenkarten wird die Darstellung von Wassertiefen, Fließgeschwindigkeiten und -richtun-
gen von oberfl ächlichem Wasser, das infolge von Starkregen abfl ießt, durch die Betrachtung verschiedener 
Szenarien mit unterschiedlichen Regenhöhen und -dauern ermöglicht. Grundlage dieser Karten ist der einheit-
liche „Stark-Regen-lndex“ (SRI). Das Basisszenario „Außergewöhnliche Starkregenereignisse“ (SRI 7) geht 
von 40 - 47 mm Niederschlag innerhalb einer Stunde aus, was in etwa der Wahrscheinlichkeit eines hundert-
jährlichen Hochwassers (HQ100) entspricht. Zusätzlich liefern die Szenarien „Extreme Starkregenereignisse“ 
weitere Einblicke.

• Bei Starkregenereignissen besteht die Möglichkeit, dass überall Oberfl ächenabfl uss auftritt. Dabei können 
sich in Mulden, Rinnen oder Senken höhere Wassertiefen und schnellere Fließgeschwindigkeiten entwickeln. 
Aus diesem Grund ist es wichtig, stets die örtlichen Oberfl ächenstrukturen und die gegebenen Bedingungen 
zu berücksichtigen. Die Sturzfl utgefahrenkarten sind unter dem Link https://geoportal-wasser.rlp-umwelt.de/
servlet/is/10360/ einsehbar.

• Eine Wasserspiegellageberechnung des „Ingenieurbüro Reihsner“ aus Wittlich bestätigt bereits, dass der Ab-
fl ussquerschnitt des Oestelbachs mithilfe gezielter Retentionsabgrabungen ausreicht, um ein Bemessungs-
hochwasser schadlos abführen zu können.

• Die berechneten Abfl üsse bei extremen Niederschlägen können überschritten werden. Deswegen ist eine Ge-
fährdung nicht ausgeschlossen.

Vorschriften zu erneuerbaren Energien
• Es sind die zum Zeitpunkt der Antragsstellung auf Baugenehmigung oder Genehmigungsfreistellung jeweils 

geltenden Vorschriften zur Installation erneuerbarer Energien zu beachten, welche über die Vorgaben dieses 
Bebauungsplans hinausgehen können, insbesondere das Landessolargesetz - LSolarG vom 30. September 
2021 (GVBl. 2021, 550) in seiner aktuell gültigen Fassung.

Lärmschutz
• Aufgrund der Festsetzung als Sonstiges Sondergebiet, hier „Seniorenresidenz“ sind die Lärmvorgaben für 

Mischgebiete heranzuziehen. Weitere Informationen fi nden sich in der Schalltechnische Untersuchungen.

HINWEISE

TEIL A: PLANZEICHNUNG

SO 
Seniorenresidenz

THmax
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FHmax
188 m ü.NN
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DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT.
Datengrundlage: Geobasisinformationen der Vermessungs- und Katasterverwaltung Rheinland -Pfalz - (Zustimmung vom 15. Oktober 2002)

Quelle der Höhenvermessung: Ingenieurbüro Reihsner PartG mbB

Quelle: Römerhaus Bauträger GmbH, Schifferstadt; Stand: 24.04.2023; Bearbeitung: Kernplan  

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

SO SONSTIGES SONDERGEBIET, HIER: SENIORENRESIDENZ 
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 11 BAUNVO)

THmax
HÖHE BAULICHER ANLAGEN; HIER: ZULÄSSIGE TRAUFHÖHE ALS HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 18 BAUNVO)

FHmax
HÖHE BAULICHER ANLAGEN; HIER: ZULÄSSIGE FIRSTHÖHE ALS HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 18 BAUNVO)

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

III ZULÄSSIGE ZAHL DER VOLLGESCHOSSE ALS HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 BAUNVO)

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

St FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE MIT IHREN EINFAHRTEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB)

FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTEN BZW. NUR EINGESCHRÄNKT BEBAUBAR SIND; HIER: 
BAUVERBOTS- / BAUBESCHRÄNKUNGSZONE DER LANDESSTRASSE 53 (L 53) / SCHUTZSTREIFEN OESTELBACH / 
SCHUTZSTREIFEN 20-KV-FREILEITUNG
(§ 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB)

ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE
(§ 9 ABS.1 NR. 11 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: FUSSWEG
(§ 9 ABS.1 NR. 11 BAUGB)

F VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: FELDWIRTSCHAFTSWEG
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

ANSCHLUSS AN VERKEHRSFLÄCHEN; HIER: EIN- UND AUSFAHRTBEREICH
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

UNTERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNG; HIER: WASSERLEITUNG 
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

OBERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNG; HIER: 20-KV-FREILEITUNG 
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

p PRIVATE GRÜNFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)

lr MIT LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHE 
(§ 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB)

HÖHENLAGE MIT HÖHENANGABEN Ü.NN

Art der baulichen 
Nutzung

max. Traufhöhe

max. Firsthöhe Grundfl ächenzahl

Zahl der 
Vollgeschosse

Bauweise

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

ANSICHT WEST (BEISPIELHAFT)

Neubau einer Seniorenresidenz (Entwurf) - Ansicht Süd; Quelle: Römerhaus Bauträger GmbH, Schifferstadt; Stand: 24.04.2023; ohne Maßstab

Die Anforderungen der DIN 19639 „Bodenschutz bei 
Planung und Durchführung von Bauvorhaben“, sowie 
der DIN 19731 „Verwertung von Bodenmaterial“ sind 
zu beachten.
Ein Befahren der Grünlandfl äche außerhalb des Gel-
tungsbereiches (am Westrand) ist zur Vermeidung von 
Bodenverdichtungen zu vermeiden. Bei der Erschlie-
ßung sind die vorhandenen Oberböden abzutragen, 
fachgerecht zwischenzulagern und an den zu begrü-
nenden Freifl ächen wieder einzubauen. Zuvor sind ver-
dichtete Unterböden wieder aufzulockern. Überschüs-
sige Oberböden sind an anderer Stelle zu verwerten.

V 4: Grundwasserschutz
Zur Vermeidung von Schadstoffeinträgen in das Grund-
wasser sind die einschlägigen Schutzmaßnahmen ge-
mäß dem Stand der Technik umzusetzen. Betankungen 
und die Lagerung von Kraftstoffen, Hydraulik- und 
Mineralölen sind nur auf befestigten und gegenüber 
dem Untergrund abgedichteten Flächen in dafür zuge-
lassenen Behältnissen erlaubt. Auf der Baustelle sind 
Ölbindemittel in ausreichender Menge vorzuhalten. 
Betonfahrzeuge und -maschinen sind nur auf eigens 
für diesen Zweck eingerichteten Anlagen und Flächen 
zu reinigen. Betonreste und -abfälle dürfen nicht im 
Baufeld abgelagert oder zwischengelagert werden, 
sondern sind umgehend ordnungsgemäß zu entsorgen.

V 5: Ökologische Baubegleitung
Zur Umsetzung der grünordnerisch festgesetzten Maß-
nahmen und zur Vermeidung des Eintretens von Ver-
botstatbeständen n. § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG ist 
bei der baulichen Umsetzung (Erschließung des Gebie-
tes) eine Umweltbaubegleitung durch eine fachkundi-
ge Person vorzusehen.
Das Aufgabenfeld soll ausdrücklich auch die Überwa-
chung des in V3 vorgegebenen schonenden und
fachgerechten Umgangs mit Boden umfassen.

Artenschutzbezogener Funktionalausgleich

A1: Anbringen von Nisthilfen für Höhlenbrüter
Für den Brutraumverlust für Höhlenbrüter an der ein-
gewachsenen Obstbaumgruppe (und möglicherweise 
der entfernten Obstbaumreihe) sind vorzugsweise an 
den bachbegleitenden älteren Bäumen mindestens 5 
Nistkästen für Höhlenbrüter (mit variierendem Durch-
messer der Einfl uglöcher) anzubringen.

Sonstiges

Nisthilfen:
An den geplanten Gebäuden sind künstliche Nisthilfen
für Gebäudebrüter anzubringen, sofern die baulichen 
Strukturen keine Nistmöglichkeiten (in Form von Über-
ständen, Nischen, Halbhöhlen o.ä.) zur Verfügung stel-
len. Für den Haussperling eignen sich beispielsweise 
Mehrfachvorrichtungen in Form aneinandergereihter 
Höhlenbrüterkästen. Hierbei besteht auch die Möglich-
keit die Nisthilfen konstruktiv, z.B. durch Einbausteine, 
in die Fassade einzubinden.

Abwasserbeseitigung 

Das Plangebiet ist im modifizierten Trennsystem mit 
dezentraler Rückhaltung zu entwässern. Schmutzwas-
ser wird über einen Schmutzwasserkanal in den östlich 
des Plangebietes gelegenen Mischwassersammler ab-
geleitet. Nicht behandlungsbedürftiges Niederschlags-
wasser ist zu sammeln, zurückzuhalten und in das 
oberirdische Gewässer „Oestelbach“ einzuleiten. Be-
handlungsbedürftiges Niederschlagswasser ist vor der 
Einleitung entsprechend den Vorgaben der Behörden 
zu behandeln. Die Rückhaltung des Niederschlagswas-
sers aus dem Plangebiet hat über private bzw. öffent-
liche Regenwasserrückhalteanlagen zu erfolgen. Die 
Anlagen sind für ein 20-jährliches Starkregenereignis 
zu dimensionieren. Zur Brauchwassernutzung ist die 
Errichtung von Speichern (z.B. Zisterne) zulässig.

Auf das Erfordernis der Einholung einer wasserrechtli-
chen Erlaubnis zur Gewässerbenutzung wird hingewie-
sen. Für weitere Informationen wird auf den Infrastruk-
turbegleitplan zum Bebauungsplan Bereich „Neubau 
Seniorenresidenz Trierer Straße“ verwiesen.
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Grenze des röumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

SO Sonderbauflöche, Seniorenresidenz

Verkehrsflöchen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Verkehrsflöchen besonderer Zweckbestimmung

Straäenverkehrsflöchen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

p private Gr�nflöche

Gr�nflöchen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6  BauGB)

Baugrenze (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 uns 23 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Sonstige Planzeichen

Art der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr.1  BauGB §§1 bis 11 BauNVO)

vorh. Wasserleitung/Steuerkabel

Leitungen

gepl. RW-Hauptleitung

gepl. SW-Schmutzleitung

Wasserwirtschaftliche Ausgleichsmaänahme (Retentionsflöche)

Schieber

Hydrant

vorh. Wasserleitung
Zweckverband Eifel-Mosel

Quelle: Infrastrukturbegleitplan zum Bebauungsplan „Neubau Seniorenresidenz Trierer Straße“, Ingenieur-
büro Reihsner PartG mbB, Eichenstr. 45 54516 Wittlich; Stand 18.03.2024

18. MIT LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE 
FLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB

Siehe Plan.

Die deckungsgleich mit dem 1,5 m breiten Schutzstreifen 
entlang der Wasserleitung liegende Fläche ist mit 
Leitungsrechten zugunsten des Versorgungsträgers zu 
belasten.

Die im Bebauungsplan dargestellte Versorgungs-
leitung kann Abweichungen gegenüber dem tatsäch-
lichen Bestand aufweisen. Die tatsächliche Lage und 
somit auch das Leitungsrecht ergeben sich allein aus 
der Örtlichkeit.

19. VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR 
SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN IM 
SINNE DES BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZ-
GESETZES
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 24 BAUGB

Innerhalb der in der beigefügten Abbildung gekenn-
zeichneten Baugrenzen werden für die Dimensionierung 
der erforderlichen Luftschalldämmung von 
Außenbauteilen maßgebliche Außenlärmpegel bzw. 
Lärmpegelbereiche festgesetzt.

Bei Errichtung von Gebäuden mit schutzbedürftigen 
Aufenthaltsräumen innerhalb der Baugrenzen, für die 
maßgebliche Außenlärmpegel bzw. Lärmpegelbereiche 
angegeben sind, sind zum Schutz vor Außenlärm für 
Außenbauteile von Aufenthaltsräumen die 
Anforderungen der Luftschalldämmung nach DIN 
4109 „Schallschutz im Hochbau“ einzuhalten. Die 
erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maße der 
Außenbauteile ergeben sich nach DIN 4109 aus den in 
der beigefügten Abbildung dargestellten maßgebli-
chen Außenlärmpegeln bzw. Lärmpegelbereichen.

Nach außen abschließende Bauteile von schutzbedürf-
tigen Räumen sind so auszuführen, dass sie die erfor-
derlichen resultierenden Schalldämm-Maße aufwei-
sen.

Die erforderlichen Schalldämm-Maße sind in 
Abhängigkeit von der Raumnutzungsart und 
Raumgeometrie im Baugenehmigungsverfahren auf 
Basis der DIN 4109 nachzuweisen. Es können 
Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen zuge-
lassen werden, soweit nachgewiesen wird, dass gerin-
gere Schalldämm-Maße erforderlich sind.
Für in der Nacht zum Schlafen genutzten Räume, für 
die maßgebliche Außenlärmpegel bzw. 
Lärmpegelbereiche angegeben sind, sind fensterunab-
hängige schallgedämmte Belüftungen oder gleichwer-
tige Maßnahmen bautechnischer Art einzubauen, die 
eine ausreichende Belüftung sicherstellen.

Landschaftsschutzgebiet

• Das Plangebiet liegt innerhalb des Landschaftsschutzgebietes „Moselgebiet von Schweich bis Koblenz“ (07-
LSG-71-2). Gem. § 1 Abs. 2 der Landesverordnung über das Landschaftsschutzgebietes „Moselgebiet von 
Schweich bis Koblenz“vom 17. Mai 1979 sind Flächen innerhalb des Geltungsbereichs von Bebauungsplänen, 
nicht Bestandteile des Landschaftsschutzgebietes.

Schutzabstand Gewässer (§ 31 LWG)

Die Errichtung, der Betrieb und die wesentliche Veränderung von Anlagen im Sinne des § 36 WHG,

• die weniger als 10 m von der Uferlinie eines Gewässers dritter Ordnung entfernt sind, oder
• von denen Einwirkungen auf das Gewässer und seine Benutzung sowie Veränderungen der Bodenoberfl äche 

ausgehen können,

bedarf der Genehmigung.

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN (§ 9 ABS. 6 BAUGB)

(Quelle: Lärmpegelbereiche auf Grundlage des maßgeblichen Außenlärmpegels nach DIN 4109 (Ausschnitt), Schalltechnische Untersuchungen  - 
Bebauungsplan „Seniorenresidenz“, Ortsgemeinde Osann-Monzel, Schallschutz.biz Dipl.-Ing. Armin Moll, Im Morgen 27, 54516 Wittlich, Stand: 
26.04.2023)

20.  ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB

Die nicht überbauten Grundstücksfl ächen sind als 
intensiv begrünte Grünfl ächen anzulegen, sofern sie 
nicht für Zufahrten, Stellplätze, Wege und Terrassen 
oder weitere Nebenanlagen benötigt werden. 
Zulässig sind alle Maßnahmen, die geeignet sind, 
eine ansprechende Durchgrünung und eine har-
monische und optisch ansprechende Einbindung in 
das umgebende Siedlungsbild zu erreichen. Für die 
Gehölzanpflanzungen sind einheimische und regional-
typische Arten der Pflanzliste zu verwenden. 

Dächer mit einer Neigung zwischen 0° bis 5° ab 
einer Größe von 50 m2 sind mit einer durchwur-
zelbaren Mindestsubstratschicht von ca. 15  cm  
Stärke mindestens extensiv zu begrünen. Eine 
Nutzung als Dachgarten ist zulässig. Dabei ist ein 
Begrünungssystem zu wählen, welches das dauerhafte 
und vitale Wachstum von Gräsern, Polsterstauden und 
zwergigen Gehölzen auch während länger anhaltender 
Hitze- und Trockenheitsperioden gewährleistet. Dies 
gilt nicht für die durch notwendige technische Anlagen 
(z.B. Photovoltaik), oder nutzbare Freibereiche auf den 
Dächern in Anspruch genommenen Flächen. 

Es sind mindestens 10 hochstämmige Obstbäume 
oder einheimische und regionaltypische Laubbaum-
Hochstämme mit einem Stammumfang von mindes-
tens 16-18 cm zu pflanzen und möglichst dauerhaft, 
mindestens jedoch für 20 Jahre zu erhalten. Gehölz-
anpflanzungen zur Stellplatzbegrünung können auf 
die Zahl der anzupflanzenden Bäume angerechnet 
werden.

Je 4 Stellplätze ist mindestens ein standortgerech-
ter Laubbaumhochstamm (Pfl anzqualität: 3xv., Stu 
16/18) anzupfl anzen und dauerhaft zu erhalten. Aus-
fälle sind durch gleichartige Bäume zu ersetzen. 

Für die Hochstämme sind folgende Arten zu verwen-
den (Vorschlagsliste):
• Hainbuche (Carpinus betulus),
• Stiel-/Trauben-Eiche (Quercus robur/petraea),
• Vogelkirsche (Prunus avium),
• Vogelbeere (Sorbus aucuparia),
• Winter/Sommerlinde (Tilia cordata/platyphyllos) 

Traubenkirsche (Prunus padus),
• Walnuss (Juglans regia),
• Ahorn (Acer pseudoplatanus/platanoides/campes-

tre)

Hochstämmige Obstbäume:
Der Verband der Gartenbauvereine Saarland-Rhein-
land-Pfalz e.V. hat auf seiner Internetseite eine Liste 
mit empfehlenswerten Apfel- und Birnensorten veröf-
fentlicht. Obstbäume sind daneben ausführlich in der 
Broschüre„Obstsorten für den Streuobstbau in Rhein-
land-Pfalz“ (2003) beschrieben. 

Mindestqualität der Hochstämme: 3-mal verpfl anzt, 
mindestens 16-18 cm Stammumfang (StU) gemessen 
in 1m Höhe.

Bei allen Baumpfl anzungen sind die Empfehlungen 
der FLL (Empfehlungen für Baumpfl anzungen, Teil 1 - 
Planung, Pfl anzarbeiten, Pfl ege, 2. Ausgabe 2015, Teil 
2 Standortvorbereitungen für Neupfl anzungen, 
Pfl anzgruben und Wurzelraumerweiterung, Bauweisen 
und Substrate, 2. Ausgabe 2010 sowie die Gütebe-
stimmungen für Baumschulpfl anzen) ebenso wie die 
einschlägigen DIN Normen (DIN 18916 - Vegetations-
technik im Landschaftsbau, Pfl anzen und Pfl anzarbei-
ten) zu beachten.

Die Gehölze sind dauerhaft zu sichern und Ausfälle 
durch gleichartige Gehölze zu ersetzen.

Bei Begrünungen/ Bepfl anzungen entlang der freien 
Strecke der Landesstraße ist darauf zu achten, dass 
die seitlichen Sicherheitsabstände nach den Richtli-
nien für passive Schutzeinrichtungen an Straßen (RPS) 
eingehalten werden.

21. EXTERNE KOMPENSATIONSMASSNAHME
 GEM. § 9 ABS. 1A BAUGB

Es wird darauf hingewiesen, dass das entstehende 
ökologische Defi zit von 74.625 Biotopwertpunkten 
durch folgende Maßnahmen kompensiert wird und die 
Umsetzung durch die selbstverpfl ichtende Absichts-
erklärung der Plangeberin gesichert ist.

Als Ausgleich wird eine Maßnahmen des kommunalen 
Ökokontos aufgegriffen, die im Jahr 2007 umgesetzt 
und im KSP unter der Nr. OEK-1345478517889, Az 
42-511.1-be-8-2007 eingebucht wurde.

Die Gründe für die Abgrenzung von zwei Teilfl ächen 
(Einbuchung als Flurstücke 1 und 2) lässt sich aus 
heutiger Sicht nicht mehr nachvollziehen, da diese 
gem. der Darstellung im aktuellen ALKIS Teil einer 
großen Parzelle (Flurstück 2) darstellen. Die ausge-
sparte Fläche ist damit Teil der Maßnahmenfl äche und 
wird nachfolgend in die Bilanz einbezogen. Gem. pla-
nimetrischer Bestimmung ergibt sich eine 
Maßnahmenfl äche von 15.924 m².

Lage der externen Ausgleichsmaßnahme; Quelle: ©GeoBasis-DE / 
LVermGeoRP 2024, dl-de/by-2-0, www.lvermgeo.rlp.de [21.03.2024], 
Bearbeitung ARK Umweltplanung und -consulting

Für die weitere Flächenentwicklung ist die Mulchmahd 
einzustellen und eine differenzierte Mahd mit Austrag 
des Mahdgutes zu etablieren, in den eher mesophilen 
Bereichen eine 1-2-schürige Mahd mit Erstmahd nicht 
vor dem 15.6. und in den unteren Nassbereichen eine 
1-malige Mahd ab dem 1.7., die jedoch nur nach län-
geren Trockenphasen bei oberfl ächiger Abtrocknung 
der Fläche zulässig ist.

Die ausgefallenen Nussbäume sind im oberen i.d.R. 
grundtrockenen Abschnitt durch Neupfl anzungen von 
Hochstämmen (Nussbäume oder andere Obstbäume 
alter und regionaltypischer Sorten) zu ersetzen. Sowohl 
die Neupfl anzungen als auch die 2007 gepfl anzten 
und später nachgepfl anzten Bäume sind einem Pfl ege- 
bzw. Erziehungsschnitt zu unterziehen.

Das derzeit raumgreifende Befahren des 
Zufahrtbereiches ist dadurch zu beschränken, dass zu 
dem Hochsitz mit Wildacker eine lineare Zufahrt mit 
Wendehammer beim Hochsitz etabliert wird. Der 
Wildacker wird gem. dem Pachtvertrag durch den 
Jagdpächter in der jetzigen Form beibehalten.

22. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.
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Bei Ausbildung eines Staffelgeschosses ent-
spricht die Gebäudeoberkante der festge-
setzten Firsthöhe.

Mit der Definition der Höhe der baulichen 
Anlagen wird insgesamt das Ziel verfolgt, 
die Errichtung überdimensionierter Baukör-
per im Vergleich zur umgebenden Bebau-
ung weitgehend zu verhindern und eine an-
gemessene Integration ohne erhebliche Be-
einträchtigung des Orts- und Landschafts-
bildes zu erreichen.

Durch die Höhenfestsetzungen wird einer 
überdimensionierten Höhenentwicklung 
vorgebeugt. Dadurch soll verhindert wer-
den, dass durch Nicht-Vollgeschosse (z.B. 
durch Staffelgeschosse) eine unverhältnis-
mäßige Ausnutzung erfolgt. 

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhe ist der Festsetzung 
zu entnehmen.

Die Festsetzung, dass die zulässige Firsthö-
he durch untergeordnete Bauteile (techni-
sche Aufbauten, etc.) bis zu einer Höhe von 
max. 2,0 m überschritten werden darf, dient 
der Gewährleistung des ordnungsgemäßen 
Betriebes der baulichen Anlage. Durch 
Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der 
zum Betrieb erforderlichen Anlagen und 
Bauteile sind weitere Überschreitungen zu-
lässig.

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl gem. §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die gewählte Grundflächenzahl orientiert 
sich eng an der städtebaulichen Konzep-
tion. Demnach ist eine GRZ von 0,6 festge-
setzt.

Die Festsetzung einer GRZ von 0,6 über-
schreitet gemäß § 17 BauNVO geringfügig 
die Orientierungswerte für die bauliche 
Nutzung in Allgemeinen Wohngebieten und 
liegt unterhalb der Orientierungswerte für 
Sondergebiete. 

Die Grundflächenzahl darf gemäß BauNVO 
durch die Grundflächen von Garagen und 
Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenan-
lagen im Sinne des § 14 BauNVO und bau-
lichen Anlagen unterhalb der Geländeober-
fläche, durch die das Baugrundstück ledig-
lich unterbaut wird, bis zu einer GRZ von 
0,8 überschritten werden. 

Mit der differenzierten Regelung der GRZ 
wird sichergestellt, dass lediglich unterge-
ordnete Nebenanlagen wie Stellplätze zu 
einem höheren Maß der baulichen Nutzung 
führen werden. Unvertretbaren Versiegelun-
gen durch Hauptgebäude wird damit be-
gegnet, die anteilsmäßige Flächenbegren-
zung wird gewahrt.

Zahl der Vollgeschosse

Zur eindeutigen Bestimmung des Maßes 
der baulichen Nutzung ist eine dreidimen-
sionale Maßfestsetzung notwendig. Gem. 
§ 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollgeschos-
se die Geschosse, die nach landesrechtli-
chen Vorschriften Vollgeschosse sind oder 
auf ihre Zahl angerechnet werden.

Die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse lei-
tet sich aus dem städtebaulichen Konzept 
ab. 

Zusammen mit der Festsetzung der Höhe 
baulicher Anlagen kann durch die Festset-
zung der Vollgeschosse insgesamt vermie-
den werden, dass es durch eine Ausnutzung 
der Geschossigkeit (Staffelgeschoss, Keller) 
zu einer unerwünschten Höhenentwicklung 
kommt. Auch der Bestand sowie die umge-
bende Bebauung weist eine bis zu dreige-
schossige Bebauung auf, sodass damit einer 
wesentlichen Beeinträchtigung des Orts- 
und Landschaftsbildes entgegengewirkt 
wird. 

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Nachbargrenzen 
angeordnet werden. 

Gemäß dem städtebaulichen Konzept ist im 
Plangebiet eine abweichende Bauweise er-
forderlich, da das Gesamtgebäude eine 
Länge von mehr als 50 m aufweist.

Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze gemäß § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht überschritten werden darf.

Die Baugrenzen orientieren sich unter Be-
achtung geringfügiger Spielräume an der 
städtebaulichen Konzeption des geplanten 
Baukörpers.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen zulässig, sofern 
sie dem Nutzungszweck der in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstücke oder des Bau-
gebietes selbst dienen und seiner Eigenart 
nicht widersprechen (z.B. Fahrradabstellan-
lagen, Sitzgruppen, Müllsammelplätze). Die 
zur Versorgung und Entsorgung des Bauge-
bietes dienenden Anlagen sind gem. § 14 
Abs. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässig.

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, so-
weit sie nach Landesrecht in den Abstands-
flächen zulässig sind oder zugelassen wer-
den können.

Damit ist eine zweckmäßige Bebauung des 
Grundstücks mit den erforderlichen Neben-
anlagen und Einrichtungen sichergestellt, 
ohne gesondert Baufenster ausweisen zu 
müssen.

Flächen für Stellplätze mit ihren 
Einfahrten

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Stellplätze mit ihren Einfahrten sind sowohl 
innerhalb der festgesetzten Fläche für Stell-
plätze mit ihren Einfahrten als auch inner-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig. Die Festsetzung der Flächen für 
Stellplätze dient der Ordnung des ruhenden 
Verkehrs durch ein ausreichendes oberirdi-
sches Stellplatzangebot innerhalb des 
Plangebietes. Die für die geplante Nutzung 
erforderlichen Stellplätze werden aus-
schließlich im Plangebiet bereitgestellt. Be-
einträchtigungen der bereits bestehenden 
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Bebauung in der Nachbarschaft des 
Plangebietes werden hierdurch vermieden 
(Parksuchverkehr etc.). 

Der Stellplatzschlüssel ist den örtlichen 
Bauvorschriften zu entnehmen. Dieser ist 
aus ortsplanerischer Sicht ausreichend. Für 
die geplante Seniorenresidenz sind dem-
nach insgesamt 13 Stellplätze erforderlich. 
Das Planvorhaben sieht 31 Stellplätze vor. 
Somit werden ausreichend Stellplätze zur 
Unterbringung des ruhenden Verkehrs ge-
schaffen.

Fahrradstellplätze und Nebenanlagen sind 
zudem auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen sowie außerhalb der 
festgesetzten Fläche für Stellplätze mit 
ihren Einfahrten zulässig. Diese werden be-
darfsabhängig angeordnet.

Fläche, die von der Bebauung 
freizuhalten bzw. nur einge-
schränkt bebaubar sind; hier: 
Schutzstreifen Oestelbach / 
20-KV-Freileitung /  
Sicht flächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr.10 i.V.m. Abs. 6 BauGB

Zum Schutz des südlich an das Plangebiet 
angrenzenden Bachlaufs wird eine entspre-
chend gekennzeichnete Fläche festgesetzt, 
die von jeglicher Bebauung freizuhalten ist 
bzw. nur in Abstimmung mit der zuständi-
gen Fachbehörde bebaut werden darf.

Die wasserrechtlichen Ge- und Verbote (v. a. 
§ 36 WHG i. V. m. § 76 LWG) sowie die Be-
wirtschaftungsziele für Gewässer sind zu 
beachten.

Gem. § 31 LWG Rheinland-Pfalz bedürfen 
die Errichtung, der Betrieb und die wesent-
liche Veränderung von Anlagen im Sinne 
des § 36 WHG, die weniger als 10 m von 
der Uferlinie eines Gewässers dritter Ord-
nung entfernt sind der Genehmigung.

Zu genehmigungspflichtigen Anlagen gehö-
ren auch Veränderungen der Bodenoberflä-
che. 

Für die vorhandene 20-kV-Freileitung ist zu-
gunsten des Leitungsbetreibers ein 15m 
breiter Schutzstreifen (7,50 m Breite beider-
seits der Leitungsachse) freizuhalten, der in 
der Regel von jeglicher Bebauung und Be-
pflanzung mit hohem Aufwuchs freigehal-
ten werden muss, um Störungen zu verhin-
dern und Wartungsarbeiten zu ermöglichen.

Die für die Verkehrssicherheit erforderlichen 
Sichtflächen nach RAL sind bereitzustellen. 
Da die Sichtflächen der L 53 überwiegend 
auf der Straßenverkehrsfläche liegen wird 
aus Gründen der Lesbarkeit auf eine zeich-
nerische Darstellung in der Planzeichnung 
verzichtet. Die Sichtflächen sind von jegli-
cher Bebauung sowie Sichtbehinderung 
(Bewuchs, Einfriedung, usw.) über der je-
weiligen Fahrbahnoberkante freizuhalten.

Bedingte Zulässigkeit inner-
halb von Flächen, die von der 
Bebauung freizuhalten bzw. 
nur eingeschränkt bebaubar 
sind; hier: Bauverbots- / Bau-
beschränkungszone der Landes-
straße 53 (L 53) 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr.10 i.V.m. 6 i.V.m. §  9 
Abs. 2 Nr. 2 BauGB

Die Schutzflächen, die gem. Landesstraßen-
gesetz (LStrG) von der Bebauung freizuhal-
ten bzw. nur eingeschränkt bebaubar sind, 
werden nachrichtlich als Bauverbots- / Bau-
beschränkungszone in den Bebauungsplan 
aufgenommen.

Diese Festsetzung gilt bis zum Eintritt der 
Verschiebung des Ortseingangs in Richtung 
westlich der festgesetzten Stichstraße, wo-
für die Straßenbaulastträger (LBM bzw. 
Ortsgemeinde) verantwortlich sind. An-
schließend gilt die bestehende Bauverbots- 
und Baubeschränkungszone entlang der 
Trierer Straße bis zur neu definierten Orts-
eingangsgrenze innerorts nicht mehr. 

Versorgungsflächen / -anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB i.V.m. § 14 
Abs. 2 BauNVO

Mit der Festsetzung soll sichergestellt wer-
den, dass das Plangebiet zukünftig mit 
Elektrizität versorgt werden kann ohne ge-
sonderte Flächen hierfür festzusetzen.

Öffentliche Straßenverkehrs-
fläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Für die Erschließung des Sondergebietes ist 
eine Stichstraße vorgesehen, die als öffent-
liche Straßenverkehrsfläche festgesetzt 
wird, da diese auch der Erschließung weite-
rer Entwicklungsflächen dienen soll. Ferner 
soll die L 53 / Trierer Straße in Abstimmung 

mit dem LBM geringfügig aufgeweitet wer-
den. Daher wird ein Teil der Trierer Straße, 
welcher für die Gewährleistung gefahrloser 
Abbiegevorgänge erforderlich ist, in den 
Geltungsbereich aufgenommen.

Im südlichen Randbereich sind in der gegen-
wärtigen Detailplanung Entwässerungsmul-
den etc. vorgesehen. Entsprechende Anla-
gen sind zulässig (vgl. Flächen für Hochwas-
serschutzanlagen und für die Regelung des 
Hochwasserabflusses gem. § 9 Abs. 1 Nr. 
16b BauGB).

Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Fuß-
weg

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Mit der Festsetzung wird die fußläufige 
Anbindung der Seniorenresidenz zur 
Ortslage Osann-Monzels sichergestellt. 

Verkehrsfläche besonderer  
Zweckbestimmung; hier: 
Feldwirtschaftsweg

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Mit der Festsetzung wird einerseits die Zu-
gänglichkeit der an den Oestelbach angren-
zenden Grundstücken gewährleistet und 
andererseits eine Trasse für die neu zu er-
richtenden und bestehenden Ver- und Ent-
sorgungsleitungen vorgehalten. 

Unterirdische Versorgungslei-
tung; hier: Wasserleitung 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Durch das Plangebiet verläuft eine Wasser-
leitung. Da hiervon Flächen des Plangebietes 
in Anspruch genommen werden, wird der 
Verlauf der Leitung im Bereich dieser Nut-
zung in den Bebauungsplan übernommen. 
Vor der Bebauung dieser Fläche müssen die 
erforderlichen Einweisungen rechtzeitig mit 
dem Leitungsträger abgestimmt werden.

Oberirdische Versorgungslei-
tung; hier: 20-KV-Freileitung 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Nachrichtlich wird der Verlauf einer 20-KV-
Leitung der Westnetz GmbH in die 
Planzeichnung übernommen. Der Leitungs-
träger teilt mit, dass langfristig Planungen 
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vorsehen, die 20-kV-Freileitung im Bereich 
des Plangebietes durch Erdkabel zu erset-
zen. Hiernach kann dann die vorhandene 
20-kV-Freileitung im Bereich des Baugebie-
tes abgebaut werden. Bis dahin ist die 
20-kV-Freileitung zu beachten.

Private Grünfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Der Bereich innerhalb des Geltungsbereiches, 
der nicht für die Errichtung der Seniorenre-
sidenz benötigt wird bzw. sich aus natur-
schutzfachlichen Gründen nicht dafür eig-
net, wird als private Grünfläche festgesetzt.

Flächen für Hochwasserschutz-
anlagen und für die Regelung 
des Hochwasserabflusses

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 16 B BauGB

Nordwestlich, im Bereich der Straßenver-
kehrsfläche ist ein Entwässerungsgraben 
zur Ableitung von anfallendem 
Niederschlagswasser durch Starkregen vor-
zusehen. Für weitere Informationen wird 
auf das Gutachten „Untersuchung der Was-
serspiegellage zwischen L47 und K53 für 
den Oestelbach (Gewässer III. Ordnung) im 
Bereich der geplanten Seniorenresidenz“ 
verwiesen.

Gebiete, in denen bei der  
Errichtung baulicher Anlagen 
bestimmte bauliche oder  
technische Maßnahmen  
getroffen werden müssen, die 
der Vermeidung oder Verringe-
rung von Hochwasserschäden 
Einschließlich Schäden durch 
Starkregen dienen; hier: Höhen-
lage

§ 9 Abs. 1 Nr. 16 c i.V.m. § 9 Abs. 3 BauGB

Erdgeschossfußböden geplanter Gebäude, 
die dem dauerhaften Aufenthalt dienen, 
sind auf einer Höhe von mind. 174,50 mNN 
anzuordnen, um negative Auswirkungen 
gegen Starkregen und Hochwasser vorzu-
beugen. Für die weitere Informationen wird 
auf das Gutachten „Untersuchung der Was-
serspiegellage zwischen L47 und K53 für 
den Oestelbach (Gewässer III. Ordnung) im 
Bereich der geplanten Seniorenresidenz“ 
verwiesen. Diese Höhe wurde der Wasser-
spiegelberechnung entnommen.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft; 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Vermeidung und Minimierung von Eingrif-
fen in Boden, Natur und Landschaft, sowie 
zur Vorbeugung artenschutzrechtlicher Ver-
botstatbestände. Die konkreten Maßnah-
men sind dem Umweltbericht entnommen.

Die Maßnahmen der Abwasserbeseitigung 
dienen der Pflege der Natur in Form des na-
türlichen Wasserhaushalts sowie dem 
Schutz des Bodens.

Mit Leitungsrechten zu belas-
tende Flächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Die Belastung von Teilen des Plangebietes 
mit Leitungsrechten dient zum einen dazu, 
dem Versorgungsträger die Zugänglichkeit 
der Grundstücke zu Wartungs-/Instandhal-
tungszwecken zu gewährleisten und zum 
anderen zum Schutz der unterirdischen 
Wasserleitung.

Vorkehrungen zum 
Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Die vorliegende Untersuchung zeigt auf, 
dass durch den Straßenverkehr im 
Plangebiet keine Beurteilungspegel verur-
sacht werden, die den Immissionsgrenzwert 
der Tageszeit für Mischgebiete überschrei-
ten. Während der Nachtzeit ist im Baufenster 
von einer Überschreitung des schalltechni-
schen Orientierungswertes auszugehen, der 
Immissionsgrenzwert wird jedoch eingehal-
ten und unterschritten. Passive Schall-
schutzmaßnahmen wurden untersucht und 
im Bebauungsplan festgesetzt.

Die Untersuchung lässt weiterhin erkennen, 
dass durch die Gewerbegeräusche keine 
Beurteilungspegel und Maximalpegel verur-
sacht werden, die die Immissionsschutzvor-
gaben der TA Lärm sowohl im Plangebiet 
als auch an der bestehenden und geplanten 
schutzwürdigen Bebauung außerhalb des 
Geltungsbereichs überschreiten. Innerhalb 
der in der gekennzeichneten Baugrenzen 

werden für die Dimensionierung der erfor-
derlichen Luftschalldämmung von Außen-
bauteilen maßgebliche Außenlärmpegel 
bzw. Lärmpegelbereiche festgesetzt. Für in 
der Nacht zum Schlafen genutzten Räume, 
für die maßgebliche Außenlärmpegel bzw. 
Lärmpegelbereiche angegeben sind, sind 
fensterunabhängige schallgedämmte Belüf-
tungen oder gleichwertige Maßnahmen 
bautechnischer Art einzubauen, die eine 
ausreichende Belüftung sicherstellen. Wei-
tere Einzelheiten sind der Festsetzung zu 
entnehmen.

Dies dient der Einhaltung der Immissions-
grenzwerte nach DIN 18005 (Schallschutz 
im Städtebau), 16. BImSchV (Verkehrslärm-
schutzverordnung) und DIN 4109 (Schall-
schutz im Hochbau), zur Gewährleistung 
gesunder Wohnbedingungen im Plangebiet.

Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Aufgrund der Ortsrandlage des Plangebietes 
und der direkten Nachbarschaft zu der be-
reits bestehenden Wohnbebauung ist die 
hochwertige und qualitätsvolle Ausgestal-
tung der Freiräume von besonderer Bedeu-
tung. Mit den getroffenen grünordnerischen 
Festsetzungen wird die Entwicklung ökolo-
gisch hochwertiger Pflanzungen mit Mehr-
wert für das Orts- und Landschaftsbild er-
zielt. Die Festsetzung der Eingrünung der 
Stellplatzflächen trägt darüber hinaus zur 
Steigerung der Aufenthaltsqualität bei. Auf 
weitergehende Festsetzungen wird verzich-
tet, da so noch Flexibilität bei der gärtneri-
schen Anlage verbleibt.

Externe Kompensationsmaß-
nahme

Gem. § 9 Abs. 1a BauGB

Das durch die Planung entstehende ökolo-
gische Defizit kann nicht vollständig durch 
Kompensationsmaßnahmen innerhalb des 
Geltungsbereiches ausgeglichen werden. 
Für das nicht innerhalb des Geltungsbe-
reichs kompensierte ökologische Defizit 
werden Ersatzmaßnahmen in Form des 
Ökokontos außerhalb des Geltungsbereiches 
durchgeführt und dem Bebauungsplan 
zugeordnet.

Die genauen Maßnahmenbeschreibungen 
sind dem Umweltbericht zu entnehmen.
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Die Umsetzung der Maßnahme ist durch die 
selbstverpflichtende Absichtserklärung der 
Plangeberin gesichert.

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(Gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBauO)

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m § 85 Abs. 4 LBO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 88 der rheinland- 
pfälzischen Landesbauordnung (LBauO) ge-
stalterische Festsetzungen getroffen wer-
den.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. 

Die getroffenen Festsetzungen wurden zur 
Gewährleistung einer einheitlichen und ty-
pischen Gestaltung des Ortsbildes definiert 
und vermeiden gestalterische Negativwir-
kungen auf das Landschaftsbild.

• Der Stellplatzschlüssel dient der Ord-
nung des ruhenden Verkehrs durch ein 
ausreichendes oberirdisches Stellplatz-
angebot innerhalb des Plangebietes. 
Die für die geplante Nutzung erforderli-
chen Stellplätze werden ausschließlich 
im Plangebiet bereitgestellt. Zudem 
werden Beeinträchtigungen der bereits 
bestehenden Bebauung in der Nachbar-
schaft des Plangebietes vermieden 
(Parksuchverkehr etc.). 

• Die Festsetzung zur durchlässigen Ge-
staltung von Erschließungsflächen und 

Stellplätzen trägt - unter Berücksichti-
gung der Belange nach Barrierefreiheit 
- und in Kombination mit weiteren 
grünordnerisch getroffenen Festsetzun-
gen (u.a. Baumpflanzungen) zur Ver-
besserung des Mikroklimas bei.  

• Die getroffenen Einschränkungen zu 
Dachform, Dacheindeckung und Fassa-
dengestaltung sollen Auswüchse (z.B. 
glänzende/ reflektierende Materialien) 
verhindern. Die Begrünung von Flach-
dächern und Fassaden ist zwecks natur-
schutzfachlicher Aufwertung und Ver-
besserung des Mikroklimas zulässig. 
Zwecks Klimaschutz und Klimaanpas-
sung ist die Installation von Anlagen zur 
Nutzung solarer Energie auf den Dach-
flächen zulässig. 

• Um, in Anlehnung an das städtebauli-
che Konzept, die Voraussetzungen für 
eine zweckmäßige Bebauung und Nut-
zung des Plangebietes zu schaffen, sind 
sowohl Böschungen, Stützmauern als 
auch Abgrabungen und Aufschüttungen 
bis zu einer Höhe von 2,0 m zulässig. 

• Die Festsetzung zur Zulässigkeit von 
Einfriedungen bis zu einer Höhe von 
2,00 m dient insbesondere dem Schutz 
der Bewohner. 

• Durch die Einhausung bzw. das sichtge-
schützte Aufstellen von Abfallbehältern 
sollen nachteilige Auswirkungen auf 
das Ortsbild und die Umgebungsnutzung 
vermieden werden.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.

Lage der externen Ausgleichsmaßnahme; Quelle: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP 2024, dl-de/by-2-0, www.
lvermgeo.rlp.de [21.03.2024], Bearbeitung ARK Umweltplanung und -consulting
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplans die öf-
fentlichen und privaten Belange gegenein-
ander und untereinander gerecht abwägen. 
Die Abwägung ist die eigentliche Planungs-
entscheidung. Hier setzt die Kommune ihr 
städtebauliches Konzept um und entschei-
det sich für die Berücksichtigung bestimm-
ter Interessen und die Zurückstellung der 
dieser Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

• Sammlung des Abwägungsmaterials

• Gewichtung der Belange

• Ausgleich der betroffenen Belange

• Abwägungsergebnis

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Lebensbedingungen vor-
findet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Plangebiet auf die 
Umgebung und von der Umgebung auf das 

Plangebiet vermieden werden. Dies kann 
erreicht werden, indem unvereinbare Nut-
zungen voneinander getrennt werden.

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich das Sondergebiet hinsichtlich Art und 
Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise 
sowie der überbaubaren Grundstücksfläche 
weitgehend in die Umgebung einfügt. Bei 
der vorgesehenen Nutzung „Seniorenresi-
denz“ handelt es sich um eine besondere 
Form des Wohnens, die selbst einen gerin-
gen Störgrad aufweist. Zusätzlich schließen 
die im Bebauungsplan getroffenen Festset-
zungen innerhalb des Plangebietes jede 
Form der Nutzung aus, die innergebietlich 
oder im direkten Umfeld zu Störungen und 
damit zu Beeinträchtigungen führen kön-
nen. 

Über die bauordnungsrechtlichen Abstands-
flächen wird eine ausreichende Belichtung 
und Belüftung der Grundstücke gewährleis-
tet.

Aufgrund der Nähe des Standortes zur Trie-
rer Straße (L 53) und dem Gewerbegebiet 
wurde eine schalltechnische Untersuchung 
durchgeführt. 

„Die vorliegende Untersuchung zeigt auf, 
dass durch den Straßenverkehr im 
Plangebiet keine Beurteilungspegel verur-
sacht werden, die den Immissionsgrenzwert 
der Tageszeit für Mischgebiete überschrei-
ten. Während der Nachtzeit ist im Baufenster 
von einer Überschreitung des schalltechni-
schen Orientierungswertes auszugehen, der 
Immissionsgrenzwert wird jedoch eingehal-
ten und unterschritten. Passive Schall-
schutzmaßnahmen wurden untersucht und 
sind im Bebauungsplan festzusetzen.

Die Untersuchung lässt weiterhin erkennen, 
dass durch die Gewerbegeräusche keine 
Beurteilungspegel und Maximalpegel verur-
sacht werden, die die Immissionsschutzvor-
gaben der TA Lärm sowohl im Plangebiet 
als auch an der bestehenden und geplanten 
schutzwürdigen Bebauung außerhalb des 
Geltungsbereichs überschreiten.“
Quelle: Schalltechnische Untersuchungen  - Bebau-
ungsplan „Neubau Seniorenresidenz Trierer Straße“, 
Ortsgemeinde Osann-Monzel, Schallschutz.biz Dipl.-
Ing. Armin Moll, Im Morgen 27, 54516 Wittlich, Stand: 
26.04.2023

Auswirkungen auf die Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung

Mit zu den wichtigsten städtebaulichen 
Aufgaben der Kommune gehört die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnbaugrundstücken bzw. einem ent-
sprechenden Angebot von Wohnungen auf 
dem Immobilienmarkt. Mit dem demografi-
schen Wandel wird zudem auch die Nach-
frage nach Einrichtungen für Senioren wei-
ter steigen.

Das Angebot sollte daher vielfältig sein und 
den unterschiedlichen Wünschen und Be-
dürfnissen der Bevölkerung Rechnung tra-
gen. Der vorliegende Bebauungsplan 
kommt dieser Forderung nach. 

Mit dem vorliegenden Vorhaben werden die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Errichtung einer Seniorenresidenz in 
Osann-Monzel geschaffen. Hierdurch wird 
der bestehenden Nachfrage nach altersge-
rechten Wohnformen in Ortsrandlage Rech-
nung getragen.

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des Orts- 
und Landschaftsbilds

Durch die zukunftsfähige Entwicklung des 
Grundstückes, d.h. den Bau einer Senioren-
residenz und durch eine städtebaulich 
hochwertige architektonische und gestalte-
rische Konzeption wird das Erscheinungs-
bild des Grundstückes und des direkten 
Umfeldes städtebaulich und gestalterisch 
aufgewertet. 

Die bestehenden Gehölzstrukturen schir-
men die Fläche gegenüber der Ortslage von 
Osann und gegenüber der (auch zur 
Naherholung genutzten) südlich angren-
zenden Halboffenlandschaft ab (die voraus-
sichtliche Entfernung der vorgelagerten 
Obstbaumreihe führt dahingehend nicht zu 
einer Reduzierung der abschirmenden Wir-
kung).

An dem nicht durch höhere Gehölzstruktu-
ren begrenzten Nord- und Westrand befin-
den sich ein Gewerbegebiet und z.T. stark 
befahrene Verkehrswege (L53, L 47, Trierer 
Straße) und damit Objekte mit geringer 

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Schutzbedürftigkeit in Bezug auf Land-
schaftsbildbezogene Wirkungen.

Da es sich bei der Seniorenresidenz um eine 
spezielle Form des Wohnens handelt, ist 
aufgrund des Betriebskonzeptes ein Bau-
körper erforderlich, der sich so nicht direkt 
aus der Umgebung ableiten lässt. Um dem 
zu begegnen und ein Einfügen in das 
Ortsbild weitgehend sicherzustellen, wur-
den entsprechende Festsetzungen getroffen 
(u.a. Gebäudehöhe). Von der Anordnung 
und Gestaltung des geplanten Baukörpers 
geht somit keine erheblich dominierende 
Wirkung aus, insbesondere nicht im Hin-
blick auf die bestehende gewerbliche Be-
bauung bzw. die weiteren baulichen Ent-
wicklungen in diesem Bereich. Die Festset-
zung der überbaubaren Grundstücksflächen 
garantiert darüber hinaus ausreichend 
Freiflächen auf dem Grundstück.

Seitens der Unteren Naturschutzbehörde 
bestehenden Bedenken in Bezug auf die 
Verträglichkeit des Vorhabens mit dem 
Landschaftsbild aufgrund der Lage inner-
halb des Landschaftsschutzgebietes „Mo-
selgebiet von Schweich bis Koblenz“ (VO v. 
17. Mai 1979). 

Ein erheblicher Einfluss auf den Land-
schaftsgenuss und die Erholungswirkung 
lässt sich für das unmittelbare Umfeld nicht 
plausibel herleiten, da die Fläche keine be-
sondere Bedeutung als Erholungsraum be-
sitzt bzw. nicht unmittelbar durch ausge-
wiesene Wanderwege tangiert wird. Sicht-
verbindungen bestehen nur von bestimm-
ten Höhenlagen, insbesondere dem Förster-
Klaus-Weg und dem Monzeler Hüttenkopf-
weg, deren Sicht durch Objekte oder 
Waldgebiete größtenteils versperrt wird. 
Die angrenzenden Weinberge sind nicht 
durch offiziell ausgewiesene Wanderwege 
erschlossen, abgesehen von der beschilder-
ten Wegstrecke des „Hüttenkopfwegs“. Der 
Standort der geplanten Vorhaben ist haupt-
sächlich von nordöstlichen Höhenlagen 
sichtbar und fügt sich in ein bereits durch 
Gewerbe geprägtes Gebiet ein, was ihn 
gegenüber unberührteren Orten als weni-
ger störend erscheinen lässt. Das bestehen-
de Gewerbegebiet sticht als störender 
Fremdkörper aus der weinbaugeprägten 
Umgebung hervor, ein Effekt, der durch die 
geplanten Projekte des Lebensmittelmark-
tes und der Seniorenresidenz verstärkt wird. 
Allerdings schränken die Entfernung zum 
Wanderweg „Hüttenkopfweg“ sowie be-
laubte Rebstöcke die Sichtbarkeit dieser 
Vorhaben erheblich ein. 

Zudem tragen auch die Begrünungen im 
Plangebiet (u. a. Begrünung der oberirdi-
schen Stellplätze) dazu bei, dass keine ne-
gativen Auswirkungen auf das Orts- und 
Landschaftsbild entstehen.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Der Geltungsbereich ist aufgrund der be-
stehenden Nutzungen in der unmittelbaren 
Umgebung (u. a. Wohn- und Gewerbenut-
zung; Hauptverkehrsstraße) und der daraus 
resultierenden Stördisposition aufgrund der 
Anliegeraktivitäten entsprechend vorbelas-
tet.

Gem. dem derzeitigen Planungsstand sind 
unter Einhaltung der gesetzlichen Rodungs-
fristen Verstöße gegen § 44 BNatSchG nicht 
einschlägig.

Von dem Planvorhaben sind weder gesetz-
lich geschützte Biotope noch FFH-Lebens-
raumtypen betroffen. 

I.S.d. Eingriffsregelung ist ein externer Aus-
gleich erforderlich. Der Bebauungsplan er-
fordert einen bilanziellen Ausgleich in Höhe 
von 74.625 Biotopwertpunkten. Hierfür 
sind auf Eigentumsflächen der Ortsgemeinde 
Osann-Monzel externe Ausgleichsmaßnah-
men vorgesehen und entsprechend im Be-
bauungsplan zugeordnet.

Eine Außengrenze des Landschaftsschutz-
gebietes „Moselgebiet von Schweich bis 
Koblenz“ (VO v. 17. Mai 1979) verläuft bis-
lang innerhalb des Geltungsbereichs. Gem. 
§ 1 Abs. 2 der VO sind Flächen im räumli-
chen Geltungsbereich eines Bebauungs-
planes nicht Bestandteil des LSG. 

Weitere Schutzgebiete, insbesondere Ge-
biete von gemeinschaftlicher Bedeutung, 
sind nicht betroffen.

Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass umweltschützende Belange durch die 
Planung nicht negativ beeinträchtigt wer-
den.

Auswirkungen auf die Belange des 
Bodenschutzes

Der Eingriff in die Böden bzw. Bodenfunk-
tionen ist als erheblich zu werten und erfor-
dert auch nach den im Gebiet festgelegten 
Minimierungsmaßnahmen (wasserdurch-
lässige Beläge, schonender Umgang mit Bo-
den) einen funktionalen Ausgleich. Dieser 
kann multifunktional mit dem Biotopaus-
gleich durch die beschriebene externe Kom-
pensationsmaßnahmen erbracht werden 

bzw. ist im vorliegendem Fall durch die zu-
gewiesene Ökokontomaßnahme bereits im 
Vorgriff erfolgt. Hierbei wurde insbesondere 
die betroffene Bodenfunktion als Lebens-
raum für Pflanzen ausgeglichen. Die Mög-
lichkeit eines gleichgerichteten Ausgleichs 
durch Entsiegelung von nicht mehr benötig-
ten Flächen besteht innerhalb der 
Ortsgemeinde bzw. auf gemeindeeigenen 
Flächen nicht.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Mit der Realisierung der geplanten Nutzun-
gen wird es zu einem Anstieg des Verkehrs-
aufkommens kommen, das in erster Linie 
durch die Bewohner der Seniorenresidenz 
sowie durch Besucher und Beschäftigte her-
vorgerufen wird. Der ruhende Verkehr wird 
innerhalb des Plangebietes auf oberirdi-
schen Stellplatzflächen geordnet. Dies trägt 
dazu bei, dass ruhender Verkehr und 
Parksuchverkehr in der Umgebung vermie-
den werden.

Die Trierer Straße (L  53) ist, unter Berück-
sichtigung der geplanten Aufweitung und 
des geplanten Zufahrtsbereichs zu den 
Stellplätzen, ausreichend dimensioniert, um 
den durch das Planvorhaben zusätzlich ent-
stehenden Verkehr aufzunehmen. Demnach 
werden die Belange des motorisierten Ver-
kehrs nicht signifikant beeinträchtigt. Hierzu 
tragen auch die nahe gelegenen Bushalte-
stellen bei. 

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind in unmittelbarer 
Umgebung des Plangebietes vorhanden. 
Unter Beachtung der Kapazitäten und der 
getroffenen Festsetzungen zur Entwässe-
rung bzw. des Infrastrukturbegleitplans ist 
die Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ord-
nungsgemäß sichergestellt.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes und der Hoch-
wasservorsorge, insbesondere die 
Vermeidung und Verringerung von 
Hochwasserschäden

Den umliegenden Anliegern darf kein zu-
sätzliches Risiko durch unkontrollierte Über-
flutungen entstehen. Hierfür sind bei der 
Oberflächenplanung vorsorglich entspre-
chende Maßnahmen vorzusehen. Besonde-
rer Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überflutungen sind während der Baudurch-
führung und bis hin zur endgültigen Begrü-
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nung und Grundstücksgestaltung durch die 
Grundstückseigentümer zu bedenken.

Eine Wasserspiegellageberechnung des „In-
genieurbüro Reihsner“ aus Wittlich bestä-
tigt bereits, dass der Abflussquerschnitt des 
Oestelbachs mithilfe gezielter Retentions-
abgrabungen ausreicht, um ein Bemes-
sungshochwasser schadlos abführen zu 
können.

Die Auswertung zeigt, dass die vorgesehen-
nen Maßnahmen für das gewählte Schutz-
niveau ausreichend sind. Aus wasserwirt-
schaftlicher Sicht ist ein Restrisiko natürlich 
nicht auszuschließen. Grundsätzlich wird 
ein wassersensibles Planen und Bauen bei 
Baumaßnahmen, ggf. Objektschutzmaß-
nahmen empfohlen. Gemäß § 5 Abs. 2 
WHG ist jede Person im Rahmen des ihr 
Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, 
Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nach-
teiligen Hochwasserfolgen und zur Scha-
densminderung zu treffen.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen 
Planung kommt es zwar zu neuen Versiege-
lungen; aufgrund des überschaubaren Flä-
chenumfangs können negative Auswirkun-
gen auf die Belange des Klimas jedoch aus-
geschlossen werden.

Zudem ist gilt grundsätzlich für Gewerbebe-
triebe und Stellplatzfläche i.S.d. Landesso-
largesetz - LSolarG vom 30. September 
2021 (GVBl. 2021, 550) in seiner aktuell 
gültigen Fassung die Pflicht zur Installation 
von Photovoltaik bzw. Solarthermie auf den 
Dachflächen bzw. entsprechende Parkplatz-
überdachungen ab einem festen Schwellen-
wert von Stellplätzen. Hiermit wird ein Bei-
trag zum Klimaschutz geleistet.

Auswirkungen auf Belange der Land- 
und Forstwirtschaft

Durch die Planung werden landwirtschaft-
lich genutzte Flächen in Anspruch genom-
men. Auf der gesamten Fläche wird die Er-
tragsfähigkeit der Böden lediglich als „mit-
tel“ eingestuft.

Aufgrund der überschaubaren betroffenen 
Flächengröße, sowie der besonderen Tatsa-
che, dass der bisherige landwirtschaftliche 
Pächter kein Interesse an einer ihm angebo-
tenen gleichwertigen Ersatzfläche des bis-
herigen Eigentümers gezeigt hat, ist eine In-
anspruchnahme der betroffenen Grünland-
fläche vertretbar. Es ist aufgrund der Ableh-

nung der Ersatzfläche davon auszugehen, 
dass der Landwirt in seiner Existenz nicht 
bedroht ist.

Forstwirtschaftliche Belange werden durch 
die Planung nicht berührt.

Auswirkungen auf private Belange

Durch die Planung ergeben sich für den 
Grundstückseigentümer / die Vorhabenträ-
gerin keine negativen Folgen. Wie die vor-
angehenden Ausführungen belegen, wer-
den die Nutzbarkeit und auch der Wert des 
Grundstücks, auch der Grundstücke im Um-
feld, nicht in einer Art und Weise einge-
schränkt, die dem Einzelnen unzumutbar 
ist. Vielmehr wird Planungsrecht zugestan-
den.

Es sind keine signifikant nachteilige Auswir-
kungen auf die angrenzende Nachbarschaft 
zu erwarten. Zum einen ist die festgesetzte 
Nutzungsart verträglich zur Umgebungs-
nutzung.

Zum anderen wurden entsprechende Fest-
setzungen getroffen, um das Einfügen in 
den Bestand weitgehend zu sichern (vgl. vo-
rangegangene Ausführungen).

Zudem kann der gestiegenen Nachfrage 
nach Senioreneinrichtungen in Ortsrandla-
ge Rechnung getragen werden.

Die Belange der angrenzenden Nachbar-
schaft werden somit durch das Bauvorha-
ben nicht beeinträchtigt. Die bauplanungs- 
und bauordnungsrechtlichen Vorgaben 
werden eingehalten. 

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

• Sinnvolle Abrundung des Siedlungs- 
körpers der Ortsgemeinde Osann-Mon-
zel

• Mit der Schaffung der planungs-
rechtlichen Zulässigkeit zur Errichtung 
einer Seniorenresidenz wird der aus 
dem demografischen Wandel resultie-
renden Nachfrage an seniorengerech-
tem Wohnraumangebot in Ortsrandlage 
gerecht.

• keine nachteiligen Auswirkungen auf 
das Orts- und Landschaftsbild aufgrund 
der vorhandenen Vorprägung und ge-
ringer Einsehbarkeit

• geringer Erschließungsaufwand: Infra-
struktur ist in unmittelbarer Umgebung 
bereits weitestgehend vorhanden

• keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs durch geringfügi-
ge Aufweitung der L 53, Ordnung des 
ruhenden Verkehrs auf dem Grundstück

• keine nachteiligen Auswirkungen auf 
die Belange des Umweltschutzes

• keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

• keine erheblich negativen Auswirkun-
gen auf das Klima

• keine erheblich negativen Auswirkun-
gen auf die Landwirtschaft, die Belange 
der Forstwirtschaft sind nicht betroffen

Argumente gegen den Bebauungs-
plan

Es sind nach derzeitigem Kenntnisstand kei-
ne Argumente bekannt, die gegen die Auf-
stellung des Bebauungsplanes sprechen.

Fazit

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes wurden die zu beach-
tenden Belange in ihrer Gesamtheit unterei-
nander und gegeneinander abgewogen. 
Aufgrund der genannten Argumente, die für 
die Planung sprechen, kommt die 
Ortsgemeinde Osann-Monzel nach derzeiti-
gem Kenntnisstand zu dem Ergebnis, dass 
der Umsetzung der Planung nichts ent-
gegensteht.


